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Der Abbau der 3wangswirtſchaft.

Von R. Schmidt.
Kurz vor der Fern hat der Reichstag zwei ſehr

wichtige Beſchlüſſe im volkswirtſchaftlichen Ausſchuß
gefaßt. Dem vielfachen Drängen des Handels und der
Landwirtſchaft folgend iſt die Aufhebung der ganzen Be
wirtſchaftung der Sagſet Sei für den Herbſt be
ſchloſſen. on vor dieſer Beſchlußfaſſung war in langen

Verhandlungen der Verbände mitdem deutſchen Städtetag vereinbart, im Hinblick auf die
in Ausſicht ſtehende günſtige Kartoffelernte von der
weiteren Bewirtſchaftung der Kartoffeln abzuſehen. DasMiniſterium für Ernährung und Landwirtſchaft, dem
die glatte Aufhebung der Kartoffelwirtſchaft doch wohl
bedenklich erſchien, ſtellte wenigſtens die Bedingung, daß
die Gemeinden bis zum Auguſt nachweiſen müſſen, daß
ſie 120 Millionen Zentner Kartoffeln durch Lieferungs
verträge ſich geſichert haben. Bei einem Verbrauch von
7 Pfund für den Kopf der ſtädtiſchen wegen wären
152 880 000 Zentner erforderlich g eweſen, ſo daß die
e Millionen ſchon einen erheblichen Teil des Bedarfs
eckten.

Dieſer Aufforderung des Miniſteriums ſind nun die
Gemeinden nicht ſie hatten ſich bis vor
kurzem nur mit 35 Millionen Zentner eingedeckt. An-
ſcheinend ſind weniger die Landwirte als die Gemeinden
diejenigen, die zurückhalten. Man hat die Befürchtung,
daß im freien Markt Kartoffeln ſpäter billiger zu haben
ſind als zu dem Vertragspreis von 30 Mk. der er tpgr
und dann die Gemeinden mit den hohen Preiſen für
Kartoffeln aufſitzen. Dieſe Anſicht hatte nach den Er-
fahrungen, die die Gemeinden mit dem Einkauf anderer
Rahrungsmittel gemacht hatten, etwas für ſich. Dabei
muß geſagt werden, daß einige Gemeinden im Einkauf
von Hülſenfrüchten, Hafernährmitteln, Fleiſch und ande-
en Waren eine planlofe und übereilte Einkaufspolitik
betrieben haben. Hätte man weniger aufgeſpeichert und
ſie Waren ſofort herausgegeben, dann wären die Ver-
uſte erſpart geblieben. An Warnungen vor übereilten
inkäufen, die zudem die Preiſe ſteigerten, hat es nicht

efehlt. Es kann dabei dem Städtetag, der ſehr oft, wenn

ie re r ertönen, weich geſtimmtvird, der Vorwurf nicht erſpart werden, daß er ganz un
ötig verlangte, daß der Höchſtpreis von 25 Mk., wie ihn
s Miniſterium feſtgeſetzt hatte, auf 30 Mk. pro Zentner
thöht wurde. Einige verſtändige Landwirte kommen
un ſelbſt und erklären, daß dieſer Preis viel zu
och iſt. Der Reichstagsausſchuß hat nach eingehender
deratung entſchieden, daß die Reichskartoffelſtellen zu
en 35 Millionen Zentner noch 20 Millionen als Beſtand
gühigen ſollen, um den Eingriff bei Notſtänden zu er-
nöglichen.

Damit wird der Kartoffelhandel im Herbſt die Ver-
gung der Bevölkerung zu einem erheblichen Teil über-
ehmen. Die Wirkung dieſer Maßnahme für den Konſu-
enten iſt ſchwer vorauszuſagen. Es iſt möglich, daß

urch ein großes Angebot von Kartoffeln die Preiſe ſich
n mäßigen Grenzen halten. Der Markt für Früh-

artoffeln, der ſich anfänglich dem freien Verkehr an-
ſſen mußte, ſpricht nicht dafür, wir haben hier Preiſe
is zu 2 Mk. das Pfund im Kleinhandel gehabt. Gegen
i niedere Preisbildung ſpricht alle bisherige Erfahrung.
rotz der guten Gemüſeernte, der reichlichen e Pre

ühren ſind in allen Städten die Preiſe enorm in die Höhe
gangen und haben die Höchſtpreiſe früherer Jahre weit
berſchritten. Die Lebensmittelkrawalle in den Groß-
ädten ſind geradezu durch dieſe Preisſteigerung am
eien Markt hervorgerufen, nicht gegen die Waren, die
ter Höchſtpreiſen ſtehen. Eine weitere Gefahr für die
erſorgung beſteht in den Transportſchwierig-
titen. Gewiß iſt die Leiſtungsfähigkeit der Bahn
ſſer geworden, aber um einen ganz regelloſen Trans-
rt großer Mengen Kartoffeln zu bewältigen, gehört
n Eiſenbahnbetrieb auf ganzer Höhe. Was aber ge
eht, wenn die großen Bedarfsgebiete nicht genügend
ſhickt werden können Nicht nur der Mangel iſt un-
genehm, die Preiſe werden an ſolchen Orten ſofort
iter aufwärtsgehen, und die Anſammlung vor den Ge-
ſten wird die Unzufriedenheit weiter ſteigern. Die
ſialdemokratiſchen Mitglieder des Ausſchuſſes haben
halb eigen die Freigabe der Kartoffeln geſtimmt, ob
hl ſie ſich darüber klar waren, daß die Sabotierung,

die Landwirte bei der Lieferung der Kartoffeln
ter der Zwangswirtſchaft betreiben, für die ſtädtiſche
völkerung ſehr unangenehm fühlbar wird.
Uebler ſieht es mit einer zweiten Erörterung im

usſchuß aus, die auf eine baldige Aufhebung der Vieh
nd Fleiſchbewirtſchaftung hinzielt. Der agrariſche Ein-
h im Verein mit einer unermüdlichen Agitation des
udels hat es bereits dahin gebracht, daß in einigen
ilen des Landes, Baden, Heſſen, t wirt

re gehe für eiſch aufge-ben, oder ihre Aufhebung in Ausſicht genommen
d. Eine Maßnahme, die übrigens geſetzlich unzu

ſig iſt. In Mannheim iſt dieſer Tage auf dem freienhnarkt der Preis far Rinder auf 800 Mk. pro Zent l
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geltendener Lebendgewicht hinaufgegangen. Der
Das wäreHöchſtpreis iſt im günſtigſten Fall 420 Mk.

der Anfang, und zwar in einem Lande mit reicher Vieh-
re Das Pfund i wird danach auf un geähr 16 Mk. zu ſtehen kommen. Da aber gegenwärtig
in ganz abſchreckendem Umfang die Maul- und Klauen-
ſeuche herrſcht, wird viel Vieh ſchnell abgeſchlachtet und
für den Winter haben wir dann mit einem Mangel an
Vieh und weiteren ſprunghaften Preiserhöhungen zu
rechnen. Auf Wunſch der Landwirtſchaft hat die Regie-
rung große Mengen Mais für die Aufzucht von Schwei-
nen eingeführt, und den Städten empfohlen, durch Ver-
träge ſich die Lieferung von Schweinen zu ſichern. Dieſer
Mais aus dem Auslande iſt dem Landwirt aber nur zu
dem enorm hohen Preis von 135 Mk. pro Zentner zu
liefern. Die Folge iſt, daß die Landwirte den Mais nicht
abnehmen, weil ihnen der Preis zu hoch iſt und der Zent-
ner Lebendgewicht weit über 600 Mk. für Schweine hin-
aufgeſetzt werden müßte.“ Wir würden zu einem Preis
für Schweinefleiſch von ungefähr 20 Mk. pro Pfund,
vielleicht auch etwas darüber hinaus, kommen. Die Folge
iſt nun, daß im Ausſchuß die Freigabe der Gerſte für
die Verfütterung gefordert wird und die Senkung der
Maispreiſe durch Zuſchüſſe aus der Staatskaſſe.

Kommen wir zu dieſen enormen hohen Preiſen auf
dem Viehmarkt unter der freien Wirtſchaft ein
Zweifel darüber kann nicht beſtehen ſo wird der An-
reiz, Gerſte und Brotgetreide zu ver-
füttern, erheblich geſteigert und wir bringen dann
die Brotverſorgung in neue Gefahr.

Für die Landwirtſchaft ergibt ſich eine gern geſehene
Preisſteigerung, für das zahlungsfähige Publikum
Fleiſch in genügenden Mengen, für die Minderbemittel-
ten Einſchränkung des Bedarfs, weil die Preiſe nicht
ezahlt werden können. Die Wähler, denen während
er Wahlagitation die freie Wirtſchaft in den roſigſten

Farben geſchildert wurde, werden bald ernſte Betrach
tungen anſtellen können, was es heißt, in Zeiten unge
nügender Produktion und mangelnder Verſor
Marktes Handel und Landwirtſchaft frei ſchalten und
walten zu laſſen.

Die Sozialdemokratie denkt nicht daran, für alle
Zeiten die Zwangswirtſchaft aufrechtzuerhalten. Solange
aber die Produktion weit hinter der Bedarfsdeckung ſteht,
kann die zügelloſe Preistreiberei nur unterbunden wer
den durch die Feſtſetzung von Höchſtpreiſen
und die Kontrolle über die Verwendung
der Lebensmittel. Uns fehlt vor allem die freie
Zufuhr vom Auslande. Durch den immer noch ſehr un-
günſtigen Stand der Valuta iſt die Einfuhr beſchränkt,
denn wir müſſen die Waren um das ſieben- bis achtfache
bei unſerem entwerteten Gelde höher bezahlen als es
der Weltmarktpreis bei einem Gleichſtand unſerer Zah-
lungsmittel mit dem Auslande erfordern würde.
Kommen wir alſo zu einer Produktionsſteigerung, die
den Bedarf deckt oder zu einer beſſeren Wertung unſerer
Zahlungsmittel, dann wird die Zwangswirtſchaft keine
Berechtigung mehr haben. Gegenwärtig ſind dieſe Vor-
ausſetzungen nicht erfüllt und ſo können wir nur mit
ſchwerer Sorge den kommenden Zeiten entgegenſehen.

c -m——

Rußlunds Wuffenſtillſtundsbedingungen.

WTB. London, 11. Aug. Die von Lloyd George im
Unterhaus bekanntgegebenen ruſſiſchen Waffenſtill-
ſtandsbedingungen für Polen haben laut „Daily Herald“
folgenden Wortlaut:

„Die polniſche Armee darf in Zukunft kein höheres
Kontingent als 50 000 Mann haben. Der polniſche Gene-
ralſtab, ſämtliche Offiziere und Verwaltungsbeamten
dürfen zuſammen höchſtens 10 000 Mann ſtark ſein. Die
polniſche Armee wird ſofort nach der Unterzeichnung
des Waffenſtillſtandes demobiliſiert. Alle Waffen und
Munition, die für die Armee nicht erforderlich ſind, wer-
den an Sowjet- Rußland und die Ukraine ausgeliefert.
Die Waffen- und Munitions- Induſtrie wird ſofort ſtill-
gelegt. Weder Waffen noch Kriegsmaterial dürfen aus
dem Auslande nach Polen eingeführt werden. Die
Eiſenbahn Wolkowiſk--Bialyſtok--Crajewo wird Ruß-
land zum Zwecke des Handelsaustauſches von und nach
der Oſtſee zur Verfügung geſtellt.

Die Familien aller in dieſem Kriege verwundeten
oder gefallenen Soldaten erhalten vom Staate Land.
Gleichzeitig mit der Demobiliſierung des polniſchen
Heeres ziehen ſich die ruſſiſchen und ukrainiſchen Truppen
aus Polen zurück. Die polniſche Armee zieht ſich 15 Werſt
hinter die in der Note Lord Curzon vom 29. Juli be
zeichnete Waffenſtillſtandslinie zurück. Die endgültige
Grenze des rung unabhängigen volniſchen Staateswird ungefähr dieſelbe ſein, wie ſie in derſelben Note
feſtgeſetzt worden iſt, jedoch ſoll Polen beſonders im

des

Der vorſichtige Lloyd George.

Amſterdam, l1. n WTVB. berichtet: Nach
Verleſung der bolſchewiſtiſchen Friedensbedingungenbemerkte Lloyd George: Sofort nach Empfang der Be
n habe ich die Note Frankreich und Italien zur
Kenntnis gehracht. Wir haben der polniſchen Regierung
unſere erſten Eindrücke mitgeteilt. Jch halte es aber
nicht für angebracht, darüber hinaus weitere Bemerkun-
gen zu machen, da dies bedenten würde, daß wir der pol
niſchen Regierung die Verhandlungen aus der Hand
nehmen. Jch bin der Meinung, daß eine nene
Lage entſtanden iſt.

Die engliſchen Arbeiter und der Krieg.
Amſterdam, 11. Auguſt. Beror Lloyd George

ſich zum Parlament begab, empfing er zuſammen mit
Bonar Law und dem Arbeitsminiſter Mac Nomara
eine Anzahl von Deputationen von Arbeiterführern, dar-
unter den Präſidenten des Bergarbeiterbundes Smillie,
den Leiter der parlamentariſchen Arbeiterpartei Adam-
ſon, ferner O'Grady, Oberſt Wegewood und andere.
Die Abordnungen machten Lloyd George von den vorgeſtern
abend angenommenen, gegen den Krieg mit Ruß-
land gerichteten Proteſt-EntſchließungenMitteilung, worin mit dem Generalſtreik als äußerſtes
Mittel gedroht wird. Nach Mitteilung eines Mitgliedes der
Abordnung wurde die Beſprechung auf beiden Seiten in
freundlicher und offenherziger Weiſe geführt. Lloyd George
erſuchte die Abordnungen, ſeine Erklärungen im Parlament
abzuwarten. Er ſagte, der Vertrag von Verſailles, durch
den die Unabhängigkeit Polens geſchaffen ſei, müßte um
jeden Preis aufrecht erhalten werden.

e i dauern die Kundgebungen der eng-
liſchen Gewerkſchaften gegen einen neuen
Krieg an. U. a. haben 170 000 Zimmerleute und Tiſchler
in Mancheſter erklärt, ſie würden ſich weigern, Kriegsmate
rial, wie z. B. Fraggug- herzuſtellen. Der Dockarbeiter
bund hat an Lloyd George einen Proteſt gegen einen Krieg
mit Sowjet- Rußland geſandt mit der Begründung, daß
Polen den Angriff begonnen habe.

Amſterdam, 10. Auguſt. Nach einer Blätter-
meldung ans London iſt die geſtern abgehaltene Sitzung
der parlamentariſchen Arbeiterpartei, des parlamenta-
riſchen Komitees des Gewerkſchaftskongreſſes und des
Vollzugsausſchuſſes der Arbeiterpartei zugleich die wich-
tigſte jemals in England abgehaltene Verſammlung der
organiſierten Arbeiterſchaft. Die genannten Vereinigun
gen vertreten über ſechs Millionen Arbeiter.
Jn Arbeiterkreiſen wurde geſtern abend erklärt, daß,
wenn der Generalſtreik beſchloſſen würde, dieſer binnen
wenigen Stunden zur Tatſache werden könnte.

Die tſchechiſch-ſlowakiſchen Gewerkſchaften gegen den
Durchtransport.

Prag, 11. Anguſt. „Pravo Lidu“ meldet, der Zen-
tralrat der tſchechiſch-ſlowakiſchen Gewerk-
ſchaftsvereinigung fordert die Gewerkſchaften der
organiſierten Arbeiter in einem Aufruf auf, die Durch
fuhr von Kriegsmaterial nach Polen, Ungarn und
Rumänien nicht zu z ulaſſen, da es gegen Sowjet-Ruß
land verwendet werden könne.

Keine Mobiliſierung in Ungarn.
Budapeſt, 11. Auguſt. Gegenüber den Gerüchten von

einer Mobiliſierungin Ungarn wird von amtlicher
Seite erklärt, daß eine Mobiliſierung nicht angeordnet
worden ſei, da auch die Vorbedingungen dazu fehlen würden.
Ungarn verfüge heute nicht einmal über das Kriegsmaterial,
was den dringendſten Bedarf der durch die Entente geneh-
migten Armee decken könne. Eine Mobiliſierung wäre da
nach unmöglich.

Amerika zur g9ftfrage.

WTVB. Amſterdam, 11. Aug. Nach einer Blätter-
meldung aus Waſhington werde ſich Amerika allen Maß-
nahmen widerſetzen, die auf einen offenen Krieg gegen
Rußland hinauslaufen. Man hält es für möglich, daß
der Präſident für die Wiederaufnahme der interalliier-
ten Blockade und die Gewährung wirtſchaftlicher Hilfe an
Polen eintreten werde, glaubt aber nicht an den Erfolg
einer ſolchen Blockade, da die Blockade tatſächlich bereits
ſeit geraumer Zeit in Kraft ſei, ohne daß die Haltung
der S wjet Regierung dadurch zum mindeſten beeinflußt
würde.

WTB. Amſterdam, 11. Aug. In der geſtrigen Unter
hausſitzung fragte Ben Tillet, wie ſich Amerika zu der
Frage der Ausübung eines wirtſchaftlichen Druckes auf
Rußland ſtelle. Lloyd George entgegnete, es werdeein Appell an Amerika gerichtet werden welches an der
Schaffung des polniſchen Stagtes mitbeteiligt geweſen
ſei. Bisher ſei keine materielle Hilfe an da er des
Generals Wrangel auf der Krim geleiſtet worden.

Waſhington, WTV. berichtet:
Oſten neues Gebiet erhalten, hauptſächlich in der Gegend
von Bialyſtor und Cholm.

11. v n 7Das Staatsdepartement hat als Antwort auf eine ita
lieniſche Anfrage dem italieniſchen Bot ter eine Notaterleigt ber es heißt, zit Aneritte Wir ine
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toriale tn bleibe. Die Vereinigten Staaten
in den Anſtrengungen gewiſſer Kreiſe, den Waffen

Uſtand herbeizuführen, nichts Unangebrachtes, ſie wür
den ſich aber an der Friedenskonferenz ganz Europas in
dieſer Frage nicht beteiligen.

Danzigs Verfaſſung angenommen.

Danuzig, 11. Auguſt. WTB. berichtet: Die ver-
jaſſunggebende Verſammlung hat die Verfaſſung der
Freien und Handelsſtadt Danzig in dritter Leſung ange
nommen.

daß

Reuer Zwiſchenfall in Täbris.
Berlin, 11. Auguſt. Der deutſche Arzt Dr. Schütz, der

gach dem Tode des Konſuls Wuſtran Konſulat in Täbris
übernommen hatte, faßte den Entſch ie noch im Konſulat
befindlichen Waffen zu vernichten, ie Habgier gewiſſer
Bevölkerungsſchichten nicht zu reizen. hatte dieſen Ent-
ſchluß zum Teil bereits ausgeführt, als Karguſar
und der Führer der Demokraten in das ndrangen,
ohne deſſen Unverleztzlichkeit zu reſpektieren. Mehrere per
ſiſche Offiziere überwältigten Dr. Schütz, hielten ihn über
12 Stunden gefangen und raubten alle Waffen. Die perſiſche
Regierung ſucht die Angelegenheit ſo darzuſtellen, als ob es
ſich um eine von der Polizei ausgeführte Maßnahme handelt,
um die gefahrvolle Vernichtung der Munition durch Dr.
Schütz zu verhindern. Die deutſche Regierung hat ihren Ge
ſchäftsträger in Teheran telegraphiſch angewieſen, der per-
ſiſchen Regierung ihre Entrüſtung über dieſen neuen
Zwiſchenfall auszuſprechen und ſich bis zum Vorliegen
näherer Berichte alles Weitere vorbehalten.

Re Gefahren der Reichswehrvorlage.

Der Sinn der neuen Reichswehrvor-
lage iſt kurz geſagt folgender: jeder Einfluß der Repu-
blik, der republikaniſchen Behörden, des republikaniſchen
Geiſtes, der Zivilgewalt auf die neue Armee ſoll ausge-
ſchaltet werden. Nur ein Einfluß bleibt beſtehen, der
Einfluß der militäriſchen Führer, und da
dieſe mit verſchwindenden Ausnahmen reaktionär
ſind, ſo bedeutet die Reichswehrvorlage letzten Endes
nichts anderes als die endgültige rder Reich swehr zu einem willfährigen
Werkzeug in den Händen der Reaktion.

Alles, was an republikaniſchen Sicherungen bisher
geſchaffen bzw. angeregt wurde, wird niederge-
riſſen bzw. ignoriert. Die Freude der Reaktionäre
über dieſes Geſetz, in dem auch nicht eine Zeile, nicht ein
Wort das Walten eines demokratiſchen Reichswehr-
miniſters verrät, wird offenſichtlich, wenn man das zu-
friedene Schmunzeln ſieht, mit dem im „Militärwochen-
blatt“ der Generalleutnant Schwarte, ein ultrakonſer-
vativer Militärſchriftſteller, die neue Vorlage beſpricht.
Der Generalleutnant iſt diesmal ſo zufrieden, daß ſogar
ſeine üblichen Fußtritte gegen Republik und Regierung,die ſonſt nie fehlen dürfen, ſich in mildes Streicheln ver-

wandeln.
Jn 315 des Geſetzentwurfes wird das Eingreifen

der Reichswehr bei Unruhen geregelt, und zwar in der
Weiſe, daß über die zu treffenden Maßnahmen allein
der militäriſche Oberbefehlshaber unter eigener Verant-
wortung zu beſtimmen hat. Das freut natürlich General-
leutnant Schwarte ſehr, weil auf dieſe Weiſe „die famoſe
Einrichtung der Zivilkommiſſare“, ſo ziemlich die
einzige ſeit den Kapp-Tagen getroffene Sicherung gegen
reaktionäre Umtriebe, wieder beſeitigt wird. Wenn
der Generalleutnant die Machtfülle des militäriſchen
Oberbefehlshabers mit den zu erwartenden Schwierig-
kriten bei der Entwaffnungsaktion begründet, ſo iſt dies
ein Beleg für die militäriſche Methode, der unkundigen
Oeffentlichkeit mit angeblich „fachtechniſchen“ Argumen-
ten Sand in die Augen zu ſtreuen. Denn das Reichs-
wehrgeſetz wird erſt im Herbſt beraten werden und dürfte
früheſtens im Oktober in Kraft treten. Bis dahin aber

und die Unabhängigkeit muß nach dem Willen der Entente die Entwaffnungs-
aktion längſt durchgeführt ſein. Alſo gerade unter der
Geltung des neuen Reichswehrgeſetzes wird man nicht
mehr mit militäriſch ſo gefährlichen Aufſtänden der
Zivilbevölkerung zu rechnen haben wie heute

Die Unterſagung jeder politiſchen Betätigung für dieReichs wehrangehörigen iſt dem guten General natürlich
eine Selbſtverſtändlichkeit. Er leiſtet ſich aber ein kleines
Verdrehungskunſtſtück, wenn er von „Verzicht auf poli
tiſche Betätigung innerhalb des Dienſtbereichs“ redet.
Die Reichswehrvorlage und das iſt das ſkandalöſe
unterſagt den Reichswehrangehörigen
die Zugehörigkeit zu politiſchen Ver-einen und die Teilnahme an politiſchen
Verſammlungen ohne jede Einſchränkung, alſoauch außerha t des Dienſtbereichs 32). Und nicht
nur das! Selbſt die Vereinigung zu nichtpolitiſchen
wirtſchaftlichen Bildungs) Zwecken macht die Vorlage

von der Genehmigung der Vorgeſetzten
abhängig! Und ſchließlich gibt ſie den Vorgeſetzten auch
noch das Recht, dem einzelnen Soldaten jede nichtge-
werbliche Nebenbeſchäftigung zu unterſagen. Damit
werden auch wirtſchaftliche Organiſationen der Berufs-
ſoldaten teils unmöglich gemacht, teils in einer Weiſe der
Willkür der Vorgeſetzten ausgeliefert, daß ſie allerhöch-
ſtens ein Schattendaſein führen können. Jede Erziehung
der Mannſchaften in republikaniſchem Geiſte, zur Treue
egen Republik und Verfaſſung wird durch dieſe Beſüemungen ſchlankweg unmöglich gemacht.

Auch mit der Einführung des Heiratskonſenſes, der
die Eheſchließung an die Genehmigung der Vorgeſetzten
bindet 29), iſt der General ſehr einverſtanden. Dabei
beklagt er an anderer Stelle, daß ſich nicht die genügende
Anzahl anſtändiger Elemente zu zwölfjähriger Dienſt-
verpflichtung bereitfinden würde. Wie ſoll ein zwanzig-
jähriger junger Mann ſich aber auf zwölf Jahre ver-
pflichten, wenn er ſich damit zur Eheloſigkeit bis
zum 32. Jahre verurteilt! Auch das willkürliche Ent-
laſſungsr cht der Vorgeſetzten, wenn ein Mann nach
ihrer Anſicht nicht mehr die „nötige dienſtliche Eignung“
beſitzt (8 19 a), iſt eine Wonne für den reaktionären
General. Den unſicheren Beſchwerdeweg, der dagegen
gegeben iſt, möchte er ſogar noch dadurch weiter einge-
ſchränkt wiſſen, daß bei unbegründeter Beſchwerde Be
ſtrafung des Beſchwerdeführers erfolgen ſoll. Das kann
heiter werden! Ueber die Tatſache, daß der Rechtsweg
zur Erlangung ihrer materiellen Anſprüche den Sol-
daten ſo verbarrikadiert wird, daß er einer Verſagung
des Rechtsanſpruches gleichkommt, ſchweigt ſich der Gene-
ral aus. Aber er wundert ſich über die ungenügende
Anzahl der Verpflichtungen!

Noch eine weitere ſehr ſchwere Gefahr birgt der Ent-
wurf: Nach den Beſtimmungen des Verſailler Vertrages
dürfen höchſtens 5 Prozent der Mannſchaften jährlich
entlaſſen werden. Heute noch exiſtieren in der Reichs-
wehr geſchloſſene Formationen, die aus ihrer gegen-
revolutionären Geſinnung in den Kapp-Tagen kein
Hehl gemacht haben. So ſind allein in die Marine 2000
Mann der Brigade Ehrhard, 2500 Mann der Brigade
Löwenfeld, bei einer Geſamtſtärke von 15000 Mann,
aufgenommen worden. Tritt das Reichswehrgeſetz in
Kraft, ſo wird auch jeder künftigen Regierung die Aus-
ſcheidung dieſer Elemente unmöglich ſein. Deshalb er-
ſcheint es dringend notwendig, eine Beſtimmung zu for-
dern, wonach Angehörige, ſolcher Truppen-
verbände, die gegen die Regierung ge-meutert haben nicht in die neue Reichs-
wehr eingeſtellt werden dürfen, abgeſehen
von ſolchen, die durch die Tat ihr Nichteinverſtändnis
mit der Meuterei bewieſen haben.

Leider iſt im Strom der Ereigniſſe die Reichswehr-
vorlage trotz ihres teilweiſe unglaublichen Jnhalts von
der Oeffentlichkeit noch gar nicht beachtet worden.
Abgeſehen von der ſozialdemokratiſchen Preſſe und mili-
täriſchen Fachzeitungen hat noch kein einziges Blatt kri-
tiſch zu ihr Stellung genommen. Auch die demokratiſche
bürgerliche Preſſe hat, vielleicht, um Herrn Geßler zu
ſchonen, ſich bisher ausgeſchwiegen. Um ſo notwendiger
iſt es, angeſichts der drohenden Gefahr rechtzeitig Lär

zu ſchlagen. E. K-r.

Aus der Spitzelzer(rale Ragdeburg

Kaum iſt in Magdeburg der eier
rültnre i h ſo kommen ſ„Aufrüttelung“ des rgniedliche Dokumente zum Vorſchein. Die „Voſſiſche J

r veröffentlicht folgenden Brief an den
Vertreter der Spitzelzentrale namens Becker:

„Nach unſerer Anſicht hätte es der Berliner Zentrale
der Nachrichtenſtelle möglich ſein müſſen, den Leitartikel
der „Voſſiſchen Zeitung“ vom Fr den 8, Aug. 20,
Morgenausgabe, „Landeshauptmann Eſcherich“, zu ver-
hindern. Gerade ein ſolcher in der Form ſachlich gehal-
tener Artikel ſchadet uns mehr als Hetzartikel der ſo-
zialiſtiſchen Preſſe. Wenn es auch vielleicht nicht mög-
lich iſt, auf das „Berl. Tagebl.“ Einfluß zu gewinnen, ſo
wäre es doch ein Leichtes geweſen, durch ein demokra-
tiſches Vereinsmitglied Georg Bernhard bis zu einem
gewiſſen Grade einzuweihen. Da die Preſſe der Deut-
ſchen Volkspartei und der Deutſchnationalen Volkspartei
ohnehin eingeweiht iſt, wäre es die beſondere Aufgabe
Berlins geweſen, dafür zu ſorgen, daß die Zentrums-
und die gemäßigte demokratiſche Preſſe nicht gegen unz
leitartikelt.“

Die Auflöſung der Vrigade Döberitz.
Mißglückter Rechtfertigungsverſuch.

Durch WTVB. verbreitet das r e
eine langatmige r warum die Auflöſung
der Brigade Döberitz angeblich notwendig war. Darin
heißt es:

Die Brigade Döberitz iſt bekanntlich aus Batail-
lonen aller Wehrkreiſe zuſammengeſetzt. Jn ihr ſind
Pommern, Sachſen, Bayern, Württemberger uſw. in
leicher Weiſe vertreten. Da die ſieben Diviſionen
s 100 000-Mann-Heeres aus Landesangehörigen

ihrer Wehrkreiſe zuſammengeſetzt ſein ſollen, ſo kann
die aus Truppen aller Wehrkreiſe beſtehende Brigade
Döberitz auch nicht geſchloſſen in einen der ſieben
Wehrkreiſe übernommen werden. Eine ſolche Rege-
lung würde die landsmannſchaftliche Zuſammen-
ſetzung der Wehrkreiſe durchbrechen. Sie iſt alſo nicht
angängig.

Niemand bedauert mehr als der Reichswehr-
miniſter und der Chef der Heeresleitung die Auflöſung
dieſer ausgezeichneten Truppe, die, unter hervor-
ragender Führung ſtehend, Außerordentliches im Auf-
bau des Heeres geleiſtet hat.

Wir haben auch hier wie in ſo manchen anderen
Dingen nicht unſeren eigenen Willen durchzuſetzen
vermocht, wir müſſen uns vielmehr dem Diktat von
Spa fügen.

Alle dieſe Redereien ſchaffen die Tatſache nicht aus
der Welt, daß, wenn man das Diktat von Spa anders
hätte ausführen wollen, man es auch anders hätte aus-
führen können. Nirgends ſteht in dem Dokument von
Verſailles oder in dem von Spa, daß die ſieben Diviſio-
nen des 100 000-Mann-Heeres aus Landesangehörigen
ihrer Wehrkreiſe zu ſammengeſetzt ſein müſſen. Das iſt
eine ganz willkürliche Anordnung desReichswehrminiſteriums, an die es nur durch W en
ſich ſelbſt gebunden war. Es hätte alſo anders gekonnt,
es hat aber nicht gewollt.

Deutſchnationale Jugendverhetzung.

Jn Dresden eine deutſchnationale Jugend-
zeitung, die an Verhetzung das Aeußerſte leiſtet. Wir
zitieren aus Nr. 21 einen hat der ſich mit dem Streich
an der franzöſiſchen Botſchaft befaßt:

Ebert der Ehrloſe und ſeine ehrloſen Geſellen ſcheinen auch
das Gefühl für völkiſche Solidarität nicht zu kennen. Die Er-
mordung des deutſchen Konſuls in Täbrze und das Attentat auf
Hindenburg ließ die Herren kalt. Es handelte ſich ja nur un
beſte deutſche Männer. Während ſie ſich aber in Spa alles ge
fallen laſſen, treiben ſie die Bedientenſeligkeit dem Feinde
gegenüber bis zur Entſtellung von Tatſachen und zur hündiſchen
Winſelei! Verlangen die Herren denn eigentlich, daß ſich das
deutſche Volk das noch länger gefallen läßt? Wir können ihnen
nur verſprechen, daß wir alles tun werden, was in unſerer Macht
ſteht, um ſo oft wie möglich und bei jeder Gelengenheit das

Romed und Julig guf dem Dorfe

Erzählung von Gottfried Keller.
(17. Fortſetzung.)
Bald waren ſie auch im freien Felde und gingen ſtill

nebeneinander durch die Fluren; es war ein ſchöner Sonn-
tagmorgen im September, keine Wolke ſtand am Himmel,
die Höhen und die Wälder waren mit einem zarten Duft-
gewebe bekleidet, welches die Gegend geheimnisvoller und
feierlicher machte, und von allen Seiten tönten die Kirchen
glocken herüber, hier das harmoniſche tiefe Geläute einer
reichen Ortſchaft, dort die geſchwätzigen zwei Bimmelglöcklein
eines kleinen armen Dörfchens. Das liebende Paar vergaß,
was am Ende dieſes Tages werden ſollte, und gab ſich
einzig der hoch aufatmenden wortloſen Freude hin, ſauber
gekleidet und frei, wie zwei Glückliche, die ſich von Rechts
wegen angehören, in den Sonntag hineinzuwandeln. Jeder
in der Sonntagsſtille verhallende Ton oder ferne Ruf klang
ihnen erſchütternd durch die Seele; denn die Liebe iſt eine
Glocke, welche das Entlegenſte und Gleichgültigſte wider-
tönen läßt und in eine beſondere Muſik verwandelt.

Obgleich ſie hungrig waren, dünkte ſie die halbe Stunde
Weges bis zum nächſten Dorfe nur ein Katzenſprung lang
zu ſein, und ſie betraten zögernd das Wirtshaus am Eingang
des Ortes. Sali beſtellte ein gutes Frühſtück, und während
es bereitet wurde, ſahen ſie mäuschenſtill der ſicheren und
freundlichen Wirtſchaft in der großen, reinlichen Gaſtſtube
zu. Der Wirt war zugleich ein Bäcker, das eben Gebackene
durchduftete angenehm das ganze Haus, und Brot aller
Art wurde in gehäuften Körben herbeigetragen, da nach
der Kirche die Leute hier ihr Weißbrot holten oder ihren
Frühſchoppen tranken. Die Wirtin, eine artige und ſaubere
Frau, putzte gelaſſen und freundlich ihre Kinder heraus,
und ſowie eines entlaſſen war, kam es zutraulich zu Prenchen
gelaufen, zeigte ihm ſeine Herrlichkeiten und erzählte von
allem, deſſen es ſich erfreute und rühmte.

Wie nun der wohlduftende ſtarke Kaffee kam, ſetzten ſich
die zwei Leutchen ſchüchtern an den Tiſch, als ob ſie da zu
Gaſt gebeten wären. Sie ermunterten ſich jedoch bald und
flüſterten beſcheiden, aber glückſelig miteinander; ach, wie
ſchmeckte dem aufblühenden Vrenchen der gute Kaffee, der
fette Rahm, die friſchen, noch warmen Brötchen, die ſchöne
Butter und der Honig, der Eierkuchen und was alles noch

Sali dazu anſah, und es aß ſo vergnügt, als ob es ein Jahr
lang gefaſtet hätte. Dazu freute es ſich über das feine Ge-
ſchirr, über die ſilbernen Kaffeelöffelchen; denn die Wirtin
ſchien ſie für rechtliche junge Leutchen zu halten, die man
anſtändig bedienen müſſe, und ſetzte ſich auch ab und zu plau-
dernd zu ihnen, und die beiden gaben ihr verſtändigen Be-
ſcheid, was ihr gefiel. Es war dem guten Vrenchen ſo
wohlig zumute, daß es nicht wußte, mochte es lieber wieder
ins Freie um allein mit ſeinem Schatz herumzuſchweifen durch
Auen oder Wälder, oder mochte es lieber in der gaſtlichen
Stube bleiben, um wenigſtens auf Stunden ſich an einem
ſtattlichen Orte zu Hauſe zu träumen.

Doch Sali erleichterte die Wahl, indem er ehrbar und
geſchäftig zum Aufbruch mahnte, als ob ſie einen beſtimmten
und wichtigen Weg zu machen hätten. Die Wirtin und der
Wirt begleiteten ſie bis vor das Haus und entließen ſie auf
das wohlwollendſte wegen ihres guten Benehmens, trotz der
durchſcheinenden Dürftigkeit, und das arme junge Blut ver-
abſchiedete ſich mit den beſten Manieren von der Welt und
wandelte ſittig und ehrbar von hinnen. Aber auch als ſie
ſchon wieder im Freien waren und einen ſtundenlangen
Eichwald betraten, gingen ſie noch in dieſer Weiſe neben-
einander her, in angenehme Träume vertieft, als ob ſie
nicht aus zank- und elenderfüllten, vernichteten Häuſern
herkämen, ſondern guter Leute Kinder wären, welche in
lieblicher Hoffnung wandelten. Vrenchen ſenkte das Köpf-
chen tiefſinnig gegen ſeine blumengeſchmückte Bruſt und ging,
die Hände ſorglich an das Gewand gelegt, einher auf dem
glatten feuchten Waldboden; Sali dagegen ſchritt ſchlank auf-
gerichtet, raſch und nachdenklich, die Augen auf die feſten
Eichenſtämme geheftet wie ein Bauer, der überlest, welche
Bäume er am vorteilhafteſten fällen ſoll. Endlich rwachten
ſie aus dieſen vergeblichen Träumen, ſahen ſich an und
entdeckten, daß ſie immer noch in der Haltung gingen, in
welcher ſie das Gaſthaus verlaſſen, erröteten und ließen
traurig die Köpfe hängen. Aber Jugend hat
keine Tugend, der Wald war grün, der Himmel blau und
ſie allein in der weiten Welt, und ſie überließen ſich als-
bald wieder dieſem Gefühle.

Doch blieben ſie nicht lange mehr allein, da die ſchöne
Waldſtraße ſich belebte mit luſtwandelnden Gruppen von
jungen Leuten ſowie mil einzelnen Paaren, welche ſchäkernd
und ſingend die Zeit nach der Kirche verbrachten. Denn

die Landleute haben ſo gut ihre ausgeſuchten Promenaden und
kür Leckerbiſſen da waren! Sie ſchmeckten ihm. weil es den Luſtwälder wie die Städter, nur mit dem Unterſchied, daß

dieſelben keine Unterhaltung koſten und noch ſchöner ſind:
ſie ſpazieren nicht nur mit einem beſonderen Sinn des
Sonntags durch ihre blühenden und reifenden Felder, ſondern
ſie machen ſehr gewählte Gänge durch Gehölze und an
grünen Halden entlang, ſetzen ſich hier auf eine anmutige
fernſichtige Höhe, dort an einen Waldrand, laſſen ihre Lie-
der ertönen und die ſchöne Wildnis ganz behaglich auf ſich
einwirkten; und da ſie dies offenbar nicht zu ihrer Pöniten
tun, ſondern zu ihrem Vergnügen, ſo iſt wohl anzu-
nehmen, daß ſie Sinn für die Natur haben, auch abgeſehen
von ihrer Nützlichkeit. Jmmer brechen ſie was Grünes ab,
junge Burſche wie alte Mütterchen, welche die alten Wege
ihrer Jugend aufſuchen, und ſelbſt ſteife Landmänner it
den beſten Geſchäftsjahren, wenn ſie über Land gehen, ſchnei
den ſich gern eine ſchlanke Gerte, ſobald ſie durch einen
Wald gehen, und ſchälen die Blätter ab, von denen ſie nur
ein grünes Büſchel ſtehen laſſen. Solche Ruten tragen ſie
wie ein Zepter vor ſich hin; wenn ſie in eine Amtsſtube
oder Kanzlei treten, ſo ſtellen ſie die Gerte ehrerbietig in
einen Winkel, vergeſſen aber auch nach den ernſteſten Ver-
handlungen nie, dieſelbe ſäuberlich wieder mitzunehmen und
unverſehrt nach Hauſe zu tragen, wo es erſt dem kleinſt-
Söhnchen geſtattet iſt, ſie zugrunde zu richten.

Als Sali und Vrenchen die vielen Spaziergänger ſahen,
lachten ſie ins Fäuſtchen und freuten ſich, auch gepaart zu
ſein, ſchlüpften aber ſeitwärts auf engere Waldpfade, wo
ſie ſich in tiefen Einſamkeiten verloren. Sie hielten ſich auf,
wo es ſie freute, eilten vorwärts und ruhten wieder, und
wie keine Wolke am reinen Himmel ſtand, trübte auch keine
Sorge in dieſen Stunden ihr Gemütz ſie vergaßen, woher
ſie kamen und wohin ſie gingen, und benahmen ſich ſo fein
und ordentlich dabei, daß trotz aller frohen Erregung und
Bewegung Vrenchens niedlicher einfacher Aufputz ſo friſch
und unverſehrt blieb, wie er am Morgen geweſen war. Sali
betrug ſich auf dieſem Wege nicht wie ein beinahe zwanzig
jähriger Landburſche oder der Sohn eines verkommenen
Schenkwirtes, ſondern wie wenn er einige Jahre jünger
und ſehr wohl erzogen wäre, und es war beinahe komiſch,
wie er nur immer ſein feines, luſtiges Vrenchen anſah, voll
Zärtlichkeit, Sorgfalt und Achtung. Denn die armen Leut
chen mußten an dieſem einen Tage, der ihnen vergönnt wer
alle Manieren und Stimmungen ber Liebe durchleben und
ſowohl die verlorenen Tage der zarteren Zeit nachholen, als
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wie Aus dem ögargebiet.gerlich
Der franzöſiſche Terror im Saargebiet. Die franzöh ul] ſiſche Beſatzungsbehörde hat den ſtreikenden Wenn an

„Es befohlen, Dienſt zu tun. Alle Beamten, die ſich weigern,
n ſollen verhaftet und vor ein Kriegsgericht geſtellt wer
tn den. Viele ſind flüchtig. Die Arbeiter der Poſt-, Tele

upia graphie und Eiſenbahn haben ſich mit den übrigen Be-

7

V amten ſolidariſch erklärt und ſind in den Streit ein
hule getreten. Truppen ſind in das Saargebiet gelegt wor-

den. Durch das franzöſiſche Militär werden weitere
Verhaftungen vorgenommen. Es ſollen verſchiedentlich
Mißhandlungen der Verhafteten vorgekommen ſein.

Verkehrsſtörungen im beſetzten Gebiet. Der Ver
kehrsſtreik im Saargebiet hat im ganzen beſetzten Ge-
biet große Verkehrsſtörungen hervorgerufen.

nz, 11. Auguſt. ach einem direkten Bericht
zus Saarbrücken iſt die Stadt völlig ruhig. Die Eiſen
bahner ſind als requiriert erklärt worden. Es iſt den
franzöſiſchen Behörden gelungen, einige Kohlenzüge zu-
ammenzuſtellen, auch die internationalen Expreßzüge
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die am Sonntag dem Streik beigetreten waren, kehrtenMontag zu ihrer Arbeitsſtätte zurück. y

Frankfurt (Main), 11. Auguſt. Der „Frankfurter Zei-
tung“ zufolge hat ſich im Saargebiet die Lage durch die dra-
koniſchen aßnahmen der Regierungskommiſſion noch ver
ſchärft. Nachdem die Bergleute den Streik beſchloſſen haben,
erwartet man nunmehr den Beginn des Generalſtreiks. Die
Beſatzungstruppen werden andauernd verſtärkt. Die Haus-
juchungen bei verdächtigen Perſonen werden fortgeſetzt. Die
deutſche Preſſe des Saargebietes iſt mundtot gemacht. Die
„Saarbrücker Zeitung“, die „Saarbrücker Landeszeitung“,
die „Volksſtimme“ und die „Völklinger Nachrichten“ und
andere Zeitungen ſind auf vier Wochen verboten worden.
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h will i Faſt alle Redakteure wurden verhaftet. Die Bevölkerung
hofft, daß der Völkerbund die jetzige Regierungskommiſſion

enſager J durch eine wirklich neutrale erſetzen werde, da die jetzige
r Kommiſſion nur franzöſiſche Annexionspolitik treibe.

a hen Kommuniſtiſche Unruhen in Memel.
Komite Memel, 11. Auguſt. Zwiſchen kommuniſtiſchen De-

igen wonſtranten und der Polizei kam es geſtern abend zund iſe r
m uſammenſtößen. Nach einer Kommuniſtenverſamm-

ung wollte ſich ein Zug nach der Wohnung des Gou-
verneurs Odry begeben, um gegen die von dieſem aus-
Firmen Ablehnung der Forderung der Rückkehr von
drei im Juni ausgewieſenen Agitatoren zu demonſtrie-
ren. Die Polizei, die dem Zuge entgegentrat, wurde
mit Steinen beworfen. Auch fielen aus der Menge zwei

angton Schüſſe. Die Polizei ging darauf mit der Waffe vor
ſt in Petn und trieb die Menge auseinander. Mehrere Poliziſten

und Demonſtranten wurden verletzt. Heute früh legten
fermutig die Arbeiter in zahlreichen Betrieben die Arbeit nieder,
n Thron auch das Gas und Elektrizitätswerk wurden ſtillgelegt.
as Ende d Memel, 11. Auguſt. Jm Laufe des heutigen Tages
ner der re wurde der Generalſtreik allgemein. Die Arbeiter wur
a die Hen den aus den Betrieben herausgeholt. Es handelt ſich

im eine kommuniſtiſche Aktion der Betriebsräte, deren
ermorden ührer zum erheblichen Teil von auswärts hierher gegaſthaus ommen ſind. Die Gewerkſchaften ſind voll-
rhalten v ommen ausgeſchaltet. Die Verhandlungen mit
ttſachen. der franzöſiſchen Beſatzungsbehörde haben zu keinem
ersbach d Ergebnis geführt. Memel iſt ohne Gas, Waſſer und
en du klektrizität. Die Zeitungen können nicht erſcheinen.

der vov der al 3 Ausland.
ember hab ußland und Lettland. Das lettiſch-ruſſiſche Frie-as ſind P eensabkommen beſtimmt u. a., daß die von len Pe
ihjahrsmeſ M teien r a 7 Volksabſtimmung im Gebiet vonte r. Se Driſſa und ünaburg nicht ſtattfinden ſoll, da-
rch eine gegen ſoll eine Teilung der ſtrittigen Zonegetötet un nach gegenſeitigem Uebereinkommen vorgeſehen werden.

rettland erhält in Rußland Waldkonzeſſionen. Es wird
weiter beſtimmt, daß die Lettland gehörenden Beſitz-
ümer, Eiſenbahnmaterial, Wertpapiere uſw.,
ſie im Jahre 1915 oder ſpäter nach Rußland gebracht
vurden, an Lettland zurückgegeben werden ſollen. Sow-

fe. 5 t- Rußland iſt jedoch berechtigt, den Gegenwert in Gold
d das erntrichten. In ſpäteſtens zwei Monaten nach derRatifizierung des Friedens wird Rußland an Lettland
e Pre hie Vorſchuß von vier Millionen Rubel in Gold
örperſchef jahlen.

n gegebenAe Potizen.3 en Die deutſche Friedensdelegation in Paris veröffentlicht fol
r freigewet n Note: Es iſt falſch, daß ſich die Delegation, die mit der
ebens mittel edenskonferenz in Beziehungen ſtand. aufgelöſt hat. Aller-

in Ausſih ings iſt der Chef derſelben, Göppert, nach Berlin zurückgekehrt,
er Ausſu für ihn ein Poſten im Miniſterium des Auswärtigen offen
r ſollen d. Sein Nachfolger wird aber demnächſt ernannt werden. Die
nmen. M L beſorgt interimiſtiſch der deutſche Botſchaftsrat von
n Zwiſche n Paris.W kate. Aus ElſaßLothringen ausgewieſen, Jm Hauptbahnhof

ren, und Kankfurt a. M. trafen, wie der „Vorwärts“ berichtet, vor einigen
organiſer M en hunderte von Arbeiterfamilien aus dem elſaß-lothringiſchen
erſter Lin hlenbezirk bei Diedenhofen ein, die innerhalb 48 Stunden unter

zu verſorg n rüctaſſung aller Möbel ihre Wohnungen verlaſſen muß en und
e t die allernotwendigſten Habſeligkeiten mitnehmen durften.n usgewieſene berichten, daß die franzöſiſche Regierung an ihre

telle italieniſche und tſchechoſlowakiſche Arbeiter ſetze. Den Aus-
Wiſungen ſollen weitere größere Transporte folgen.

Die Genfer Konferenz. Wie von zuſtändiger Stelle mitgeieilt
a iſt der Deutſchen Regierung eine Einladung zu der Genfer
Konferenz bisher nicht zugegangen. Auch über den Termin iſt an

er
dieſes Theme
Halle e P ändiger Stelle nichts bekangt,

See franzöſiſch-belgiſche Militärabkommen. Man vernimmt
nen ektuele u zuverläſſiger Quelle, daß das franzöſiſch-belgiſche Militär
en. von den Militärchefs der beiden Länder unterzeichnet
em Geno e en
der B7 13 360 Mann engliſche Truppen in Deutſchland. Einer Matin-

ung aus London zufolge hat Cburchill im Anterhauſe erklärt,
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Mann engliſcher Truppen ſtehen habe.

Der Arbeitsnachweis al Reichsbehörde.
Von Oberbürgermeiſter Leinert Hannover.

Der Reichsarbeitsminiſter Dr. Brauns kiin Vorbereitung begriffene Geſetz er hre M it
nach weis an, ohne nähere Mitteilungen über die Ziele des
Reichsgeſetzes dem Vertreter des WTB. zu machen. Daß ein
ſolches Geſetz kommen muß, darüber gibt es keinerlei Meinungs-
verſchiedenheit, denn mit Verordnungen läßt ſich dieſes Gebtet der
Sozialpolitik nicht mehr erledigen. Vor dem Kriege iſt eine geſetz
liche Regelung vergebens gefordert worden, aber man glaubte ſich
mit einigen tauſend Mark Unterſttzung am vorhandenen Arbeits
nachweis von der geſetzlichen Vorſchrift loskaufen zu können und
genug zu tun, wenn namentlich in Preußen die Gemeinden
von Zeit zu Zeit zur Errichtung von Arbeitsnachweiſen aufge
fordert wurden. Die „öffentlichen“ Arbeitsnachweiſe führten auch
nur ein beſchauliches Daſein gegenüber dem gegen die Arbeiter
chikanös ausgebauten terroriſtiſchen Maßregelungsbüros der
Arbeitgeber. Jede Verſtimmung des „Herrn im Hauſe“ ſuchte
man regierungsſeitig zu vermeiden und förderte damit abſichtlich
die Unterwerfung des Schickſals der Arbeiter unter den Willen
der Arbeitgeber.

Wie die Regierungen, ſo waren auch die Gemeinden geſonnen.
Auch ſie hatten mit der Errichtung von Arbeitsnachweiſen nicht
das große Problem der Arbeitsvermittlung löſen, ſondern ſich
einer unangenehmen Verpflichtung entziehen wollen. Jn mög-
lichſt verſteckter Straße und in dürftigen Räumen mit den denk-
bar geringſten Mitteln ohne entſcheidende Mitwirkung der Arbeiter
auf Leiter und Leitung der Arbeitsnachweiſe hatte man ſich der
ſozialen Aufgabe enledigt.

Seit der Revolution iſt das anders geworden. Die Arbeit-
gebernachweiſe ſind auf Grund der Demobilmachungsbeſtimmungen
in die öffentlichen Arbeitsnachweiſe eingegliedert und zum Teil
aufgehoben. Landesarbeitsämter ſchließen das Netz der Nachweiſe
lückenlos zuſammen. Von der geſchickten Ausnutzung der Ein-
richtungen hängt ihr Funktionieren jetzt im Weſentlichen ab.

Dieſem Ausbau fehlt nun nur die geſetzliche Grundlage. Nach
den bisherigen Verlautbarungen gehen die Abſichten der Geſetz
gebung auf Schaffung von Reichs Organifſationen. Der
lokale Arbeitsnachweis ſoll in Gemeinden und Gemeindeverbänden
Reichseinrichtung werden, ebenſo das Landesarbeitsamt und alles
einmünden in die Spitze des Reichsarbeitsamts. Das bedeutet,
daß der Arbeitsnachweis eine demokratiſche Einrichtung wird.
Starr und ohne Beweglichkeit in dem unterſten Aufbau kann ihm
auch durch eine übergewichtliche Beteiligung der Arbeiter nicht die
erforderliche Lebendigkeit gegeben werden. Dieſe Klagen ſind
heute ſchon über die Landesarbeitsämter zu hören, weil ſie teil
weiſe ohne Mitwirkung der Arbeitergrganiſationen errichtet ſind
und Arbeitgebern und Arbeitern nur eine Stellung zuweiſen, die
dem Aufſichtsrat einer Geſellſchaft ähnlich iſt. Bei Reichsein-
richtungen wird dies noch ſchlimmer werden, der „Aufſichtsrat“
muß dabei noch dekorative Stellung erhalten.

Nun ſoll keineswegs behauptet werden, daß das Geſagte nicht
auch auf die von Gemeinden errichteten Arbeitsnachweiſe zutrifft.
Auch hier ſind die monatlichen Sitzungen der Aufſichtskommiſſion
nicht genügender Einfluß Hier iſt aber jede Möglichkeit größeren
Einfluſſes gegeben und deshalb muß die Reichseinrichtung abge-
lehnt und die Gemeinde- Einrichtung gefordert
werden.

Es handelt ſich ja nicht nur um den Arbeitsnachwis allein,
ſondern um den ganzen Komplex der damit verbundenen Fragen,
die in einem Arbeitsamt vereinigt ſein müſſen, Beſchäftigung,
Unterſtützung Bedürftiger, Verſorgung beſchränkt Arbeitsfähiger,
Verſorgung mit Arbeitskleidung der Familien auswärts Arbeiten
der, Beförderung der Arbeiter zu den Arbeitsſtätten, Notſtands
arbeiten, Speiſung Arbeitsloſer, Wärmehallen, Berufsberatung,
Schlichtungsweſen, Herbergen und vieles Andere muß geregelt
werden. Das kann befriedigend eine Reichsbeörde nicht leiſten,
ſondern nur die Gemeindebehörde. Man ſchafft ſonſt wieder wie
bei den Finanzämtern neue Behörden, die neben den Gemeinde-
behörden beſtehen und viele Tätigkeiten durch eigene Beamten
verrichten, die die Gemeinden in gleicher Weiſe ſchneller und
billiger erledigen können.

Bei der Bürokratie iſt der leitende Beamte entſcheidend. Be
ſchwerden erledigt das gleiche übergeordnete Amt (Landesarbeits-
amt, Reichsarbeitsamt) in ſchriftlicher nichtöffentlicher Form und
hält ſich ſtreng an die geſetzlichen Beſtimmungen. Die öffentliche
Inſtanz iſt der Reichstag oder der Wirtſchaftsrat, der ſich auch nur
ohne öffentlichen Vortrag der Beteiligten auf Grund der Akten
damit beſchäftigen kann und meiſt ſo ſpät, daß die Wünſche der
Beteiligten nicht ausführlich zur Geltung kommen. Das Arbeits
amt als Reichsbehörde berichtet an die vorgeſetzte Behörde und
kann ſich jeder Einwirkung Dritter entziehen. 9

Ganz anders iſt es beſtellt mit dem Gemeindearbeitsamt.
Genügt der leitende Beamte nicht, ſo iſt leicht ein anderer an ſeine
Stelle zu beſchaffen. Jeder Beſchwerde kann durch den Magiſtrat
ſchnell abgeholfen werden und, wenn dieſer verſagt, iſt eine Be
ſprechung und Beſchlußfaſſung im Stadtverordnetenkollegium mög-
lich. Dort ſind die unmitelbar Beteiligten ſelbſt vertreten, es
bann mit größerer Kenntnis der Perſonen und Fälle Abhilfe ge
ſchaffen werden. Durch den öffentlichen unmittelbaren Druck, den
die Arbeiter in den Gemeinden ausüben, iſt die Ausgeſtaltung der
Arbeitsämter viel beſſer zu erreichen, als durch Reichsbehörden.

Wir müſſen darauf bedacht ſein, die Behördenorgani-
ſation zu verringern ſtatt ſie zu vermehren. Vor allem
aber müſſen wir uns hüten, die Bedürfniſſe des Volkes unprak-
t iſch zu erledigen. Was die Gemeinden erledigen können, muß
ihnen zugewieſen werden; tun ſie es nicht freiwillig, muß der
geſetzliche Zwang eintreten. Nimmt man den Gemeinden aber die
ſoziale Tätigkeit, höhlt man ihre Wirkſamkeit aus, ſo unter-
gräbt man die Wurzeln der Demokratie. Die
Demokratie hat zur Vorausſetzung die unmitelbare Berührung der
Behörden mit der Bevölkerung und Unterſtellung der Behörden
unter die Kontrolle der Bevölkerung im allgemeinen, nicht nur
der mittelbar Beteiligten. Wird dem Letzteren nicht Rechnung
getragen, ſo ſchafft man eine ariſtokratiſche Verwaltung für be-
ſtimmie Perſonen und Gebiete, ohne ſie mit mehr als dem Schein
der Selbſtverwaltung auszuſtatten. Wirkliche Selbſtverwaltungs-
organe ſind nur die Gemeinden; ſie ſind keine Jntereſſenvertretun-
gen mehr wie früher und können innerhalb ihrer Wahrnehmung
der Geſamtintereſſen den einzelnen Schichten der Bevölkerung
die größtmöglichſte Mitwirkung eigener Angelegenheiten ſichern.
Deshalb muß auch das Arbeitsamt Angelegenheit der Gemeinde

Gehpeckſhaftſihes.

Die Hirſch-Dunkerſchen gegen gewerhkſchaftliche
Grundſätze.

Von allen der Zentralarbeitsgemeinſchaft angeſchloſſenen
Arbeiterorganiſationen ſind gemeinſchaftliche Grundſätze auf-
geſtellt, in denen auch folgende Sätze enthalten ſind:

„Die finanziellen Mittel zur Durchführung des Zweckes der
Arbeitnehmergewerkſchaft ſind durch Beiträge der Mitglieder
aufzubringen. Die Arbeitnehmergewerkſchaft darf keine Zu-
wendung materieller Art von Unternehmern oder Unternehmer-
organiſationen annehmen.“

Der gelbe Fleiſchergeſellenverband hat ſich, um als „aner-

daß die o w Regierung gegenwärtig in Deutſchland 13 360 ſchen Gewerkſghaſten angeſchloſſenj ver verſchiedenen r S
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kannte Gewerkſchaft zur Geltung zu kommen, den HirſchDunker

ler undniſationen e“ werdendie gelben Fleiſchergeſellen mit Freuden n anſtatt
daß man ſich von ihnen wende, wie das die chriſtlichen Gewerk
ſchaften getan haben. Die „vHirſche“ halten es ſogar noch für rich
tig, daß der Fleiſchergeſellenverband nach wie vor Zuwendungen
materieller Art von Fleiſchermeiſtern und ihren Organiſationen
annimmt. Zehntauſend Mark hat der Gelbe Bund vom Fleiſcher
meiſterverband erhalten. Die Breslauer Jnnung erhebt pro
Mitglied und Quartal 2,50 M. für den Gelben Bund, außerdem
ſammeln Fleiſchermeiſter auf vom Bund herausgegebenen Liſten
zur Deckung ſeiner Unkoſten“. Selbſt in Orten, wo der Bund Mit-
glieder hat, läßt der Bund die Verſammlungen für Meiſter und
Geſellen“ von den Jnnungen ine die auch den Bundes
referenten die Unkoſten erſtatten. Jn sden wurden dem Bund
ſogar die Adreſſen der in Fleiſchereien Beſchäftigten durch die
Jnnungskrankenkaſſe beſchafft. Jn manchen Orten erklären die
Jnnungsvorſtände den Vertretern des Zentralverbandes der
Fleiſcher, daß ſie einen Tarif nur mit dem Hirſch-Dunkerſchen
Bund abſchließen, denn wozu zahlen wir denn das viele Geld an
dieſen? Natürlich enthalten ſolche Tarife bei weitem nicht die
Forderungen des Zentralverbandes der Fleiſcher, und ſchließlich
kümmert ſich hinterher weder die Jnnung noch der Bund über-
haupt um den Tarif, weil er ja doch nur abgeſchloſſen wurde, um
den Zentralverband an einen Tarifabſchluß zu hindern. Den
HirſchDunkerſchen iſt das alles nicht unbekannt, aber ſie haben
eine „Gewerkſchaft“ und eine Anzahl Mitglieder mehr, und darauf
kommt's ihnen an.

Neueſte Nachrichten und Telegramme

Zeigelegter Streik der Telegraphen- Angeſtellten
in Wien.

Wien, 11. NAuruſt. Der am Montag r Streit
der Telegraphen- D) Telephon- Angeſtellten iſt beigelegt worden.
Heute abend wirb der Telephon- und Telegraphenverkehr wieder
aufgenommen. Die Löſung noch offengebliebener Fragen wurde
auf die für Freitag anberaumte Vollſitzung des Kabinetts ver
ſchoben.

Warſchn in Not.
Berlin, 12. Auguſt. Das Umfaſſungsmanöver im Norden

und Süden gegen Warſchau, ſoll ſich, wie berichtet wird, mit über
raſchender Schnelligkeit entwickeln. Jm übrigen ſind die Polen
auf Soldau zurückgegangen. Die Not der Warſchauer Bevölke
rung iſt auf ihrem Höhepunkt angelangt, und wie der „D. Allgem.
Ztg.“ berichtet wird, der Wucher ebenfalls. Die Lebensmittel wur
den reſtlos beſchlagnahmt. Die Eiſenbahnfahrkarten ſind in den
Händen von Schiebern, die ſich für eine Fahrkarte Warſchau--
Danzig 4000 Mark bezahlen laſſen. Oſtpreußen wird von bolſche
wiſtiſchen Propagendiſten überflutet.

Amthche Bekanntmachungen für Halle d. 6.

Bekanntmachung.
Betr. Höchſtpreiſe für Braunkohlenbriketts.

Auf Grund der Bekanntmachung des Reichskanzlers über die
Errichtung von Preisprüfungsſtellen und die Verſorgungsrege-
n vom 25. September und 4. November 1915 wird folgendes

eſtimmt:
1. Jm Einvernehmen mit der Preisptüfungsſtelle werden

die Höchſtpreiſe für Braunkohlenbriketts bis auf weiteres mit
Wirkung ab 9. Auguſt 1920 wie folgt feſtgeſetzt.

Bei Lieferung aus Eiſenbahnwagen:
d Für Verbraucher:

a) bei fuhrenweiſer Anfuhr vo

5- 9 Ztr. v,1510--19 3tr. e 14,952029 3tr. 14,85 A,30 und mehr Zentner 14,75 M
W 4 Ztr. geſchüttet frei Gelaß zu ebener Erde in der Jnnenſtadi

alle.
Nach Cröllwitz und Trotha 25 Pfs. mehr, Aufſchichten 40 PF

extra.
b) ab Platz der Händler:

mit Gleisanſchluß 13,85 M ie 1 Ztr.,
ohne Gleisanſchluß 14,75 M ie 1 Ztr..

Die Preiſe für Landabſatzkohlen ſind den Verbrauchern be
ſonders mitzuteilen. Die Lieferung iſt nach vorheriger Preis
vereinbarung auszuführen.

2. Für Naßvpreßſteine aufgeſchichtet (50 Stück gleichwertis
1 Ztr. Briketts) betragen die Preiſe 50 Pfg. mehr als die unter
1a feſtgeſetzten Brikettvpreiſe.

3. Zuwiderhandlungen gegen dieſe Bekanntmachung unter
liegen in der Verordnung vom 6. April 1920 enthaltenen Straf-

t t 11. Auguſt 1920all e, den 11. AuguDer Magiſtrat. Die Ortskohlenſtelle.

Lebensmittel-Kalender.
Verkauf von Auslandsſpeck. Der Verkauf von amerikaniſchem

Speck findet am Sonnabend, den 14. Auguſt, ſtatt. Es werden
250 Gramm je Kopf ausgegeben. Der Verkauf erfolgt durch die
Fleiſcher, bei denen die Haushalte zur Kundenliſte angemeldet
ſind, gegen Abtrennung der Marke 26 der Einfuhr-Zuſatzkarte
ſind verpflichtet, die Marken in üblicher Weiſe bis 16. Auguſt an
das Stadternährungsamt abzuliefern. Der Verkaufspreis be-
trägt für 250 Gramm 6 Mk.

Verkauf von CornedBeef. Am Sonnabend, den 14. d. M.,
werden bei den Fleiſchern für jede Perſon eines Haushaltes
100 Gramm CornedBeef verabfolgt. Der Verkauf erfolgt unter
Abtrennung der Fleiſchmarken 24 2K bei den Kinderkarten
2A 2 B. für die Woche vom 9. bis 15. Auguſt. Die Verkäufer
ſind verpflichtet, die Marken in üblicher eWiſe bis 16. Auguſt an
das Stadternährungsamt abzuliefern. Der Verkaufspreis beträgt
für 100 Gramm 1,90 Mk.Städtiſcher Verkauf von Bratfett (kein Pflanzenfett), Reis,
Armeekonſerven mit reichlich Fleiſch ſowie RoßRot und Leber
wurſt in der Talamtſchule am Freitag, den 13. Auguſt. Zuge
laſſen zum Einkauf werden die Jnhaber der Lebensmittelſcheine
mit den Nummern 65 001 bis 70 000 vormittags von 8 bis 12 Uhr
und die Jnhaber der Nummern 70 001 bis 75 000 nachmittags
von 2——6 Uhr. Gegen Vorlage des Lebensmittelſcheines können
an jede Perſon eines Haushaltes Pfund Bratfett zum Preiſe
von 6 Mk. für das halbe Pfund, Pfund Reis zum Preiſe von
2,50 Mk. für das halbe Pfund, 1 Doſe Armee- Konſerven zum
Preiſe von 6,50 Mk. und eine KKiloDoſe Roßwurſt zum Preiſe
von 5 Mk. abgegeben werden. Abgezähltes Geld iſt bereitzuhalten.

Städtiſcher Verkauf von Käſe in der Talamtſchule am Frei-
tag, den 13. Auguſt. Zugelaſſen zum Einkauf werden die Jn-
haber der Lebensmittelſcheine mit den Nummern 53 001-55 000
vormittags von 8—12 Uhr und die Jnhaber der Nummern 55 001
bis 57 500 nachmitttgs von 2 bis 6 Uhr. Es können an jede Perſon
eines Haushaltes 115 Gramm zum Preiſe von 1 Mk. abgegeben
werden. Der Lebensmittelſchein iſt vorzulegen. Abgezähltes
Geld iſt bereitzuhalten.

Verſorgung mit Kartoffeln. Jn der Woche vom 16. bis 22. 8.
können auf die Marke 54 der neuen Kartoffelkarte 8 Pfund Früh-
kartoffeln gekauft werden. Der Preis für das Pfund Kartoffeln
beträgt 45 Pfg. Der Verkauf erfolgt vom Sonnabend, den 14.
bis einſchließlich Mittwoch, den 18. Auguſt. Die abgetrennten
Abſchnitte ſind bis ſpäteſtens Donnerstag, den 19. Auguſt, im
Stadternährungsamt, Zimmer 46, abzuliefern.

Berantwortlich für den redaktionellen Teil: Willi Lanzke, für den Anzeigenteil: e Herzig, beide in Halle. Druck und Verlag der Volksſtimm
G. m. b. H. zu Halle. Gr. Ulrichſtr 27.
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Das grosse
Honumental-fülmwerk. 6 Alte

Vorführung: 4.10, 6.20, 8.35.
Sonn und WochentagsEinlass 3 Uhr, Beginn 4 Uhr.

Wenn tie willen Hella Moja
Alexander Moissi, Ed, v, Winterstein,

Paul Graetz, IIka Grüning.,

e auf allen Plätzen bis 5 Uhr kleine Preise bel vollem Programm.

Rheuma, Gieht, frauen-
löeficlen, Furunkulose,

Katarrhen des Rachens

USW. U.
Engel-Apotheke, Kleinschmieden
Rich. Wagner-Apotheke, Rich. Wagnerstr.

Stern-Apotheke, Magdeburgerstr.
Mohren-Apotheke,
Wilh. Ende

Schloss-Drogerie

Kurt Pernitzsch, Schondorf Nachk.,

7 peilquellen
Had Neu Ragocau b.

Aorztieh empfohlen de Ia cunrren Kerztlieh empfohlen bei

Zu nahen in Halle a. S.
Apoth. Krütgen, Drogerie,

Drog. Kreyer, Königs-Drogerie, Lindenstr.
Wucherer- u. Reilstr.-Ecke, Oskar Ballin jr., Leipzigerstr 63er, Kaiser-Drogerie, Ludwig Wuchererstr. 33 Apotheke Ammendorf

Wettin a. S. Drogerie Dankwarth in Dölau.
H. G. Strasser, Wettin.

W Man achte auf das Wort „Neu-Ragoczy“.Vertreter: G. Förste, Halle, Streiberstrasse I5. Telephon 2611.

J

alle
Magon-, Darm- u. Leber-

Leiden, Blutarmut,
Skrophulose, Rachitis,
Hämorrhoiden, Diabetes.

Merseburgerstr.
Reubke, Dom-Drogerie, Mansfelderstr.

99

waal

Wilhelmstrasse 17. Telephon 4756.

Gozialdemokratiſche Partei Weißenfels J--—7-x-
Große Rollen

Freitag, den 13. Auguſt, abends 8 Uhr in „Schumanns Garten“ klosettpaple

in Maſſen!
Eintritt 50 Pfg.

große öffentliche Verſammlung.
Genoſſe Profeſſor Waentig-Halle ſpricht über:

Spa-- Genf Moskau.
Parteigenoſſinen und Genoſſen, Arbeiter, Beamte, Bürger, erſcheint

emptiehlt zum Preise von

Mark 1,70
Buchhandlung der

Volksstimme
Gr. Ulrichstr. 27

Der Vorſtand. ßm

laden An fette
gelbes Lederfett,friedensqualſtät

la WVagenfette
in jeder Menge.

Maass CO.,Verkaufsstelle für Oele, Fette und verw. Produkte,
Halle a. S., Herrenstr. 25.

Weißenfels h
Buttermarke.on Sor 5. früh ab findet in ſämtlichen Butter-

ſ äften gegen Abgabe der 1s5. Buttermarke Verkauf von
Schmafz ſtatt. Auf jede Marke werden

100 Gramm zum Preiſe von 3.00 Mk.
verabfolgt

Ab e lerpngetas der Marken am Donnerstag,
„9. Auguſt 1920

Unterbringung ſtädtiſcher Pflegekinder.

r haben ſpäteſtens zum 1. September d. Jsznaben im Alter von 12, 9 und 7 Jahren in Pflege undS rziehung unterz zubringen und bendtigen geeignete Pflege

ſt len Diejenigen Familien, welche gewillt ſind Kinder in
Pflec ge und Erziehung zu nehmen, wollen Meldungen unter
ra gabe der Anſprüche ſchriftlich an den Wagiſtrat Ar-

verwalt tung einreichen, oder mündlich auf dem Rat
aus. Zimmer Nr. 7, anbringen.w e nfels, den 7. Auguſt 1920.

Der Magiſtrat Armenverwaltung.

Rentenempfänger.
Di r rrnigungen auf den Rentenquittungen der Jn-

aliden-, Alters-, Unfall-, Witwen, Kranken und Waiſen-tentenempfi änger werden zukünftig

a) für die Rentenempfänger diesſeits der Bahn in der
Polizeiwache des Rathauſes,
für die Rentenempfäuger jenſeits der Bahn in der
Reuſtadtpolizeiwache

ausgeſtellt.

mm

den

kerwuf 2477

Die Rentenempfänger werden erſucht, ihre Renten-
quittungen möglichſt 3 Tage vor dem Monatserſten in den
bezeichneten Dienſtſtellen abzugeben und fie an dem betreffenden
Monatserſten mit der Beſcheinigung verſehen dortſelbſt wieder
in Empfang zu nehmen.

Es wird ausdrücklich darauf hingewieſen, daß die Renten
empfänger ſelbſt in den Polizeiwachen erſcheinen müſſen, wo
ſelbſt auch Rentenquittungsformulare in Empfang genommen
werden können.

be druceref Sehmict z Erae

Halle a. S. Kl. Unchstr. 8
empfiehlt sich bei Bedarf zur Herstellung von

Drucksachen aller Art
Wir liefern nicht nur Werke, Kataloge und
Zeitschriften, sondern auch sämtliche
Drucksachen für Handel, Gewerbe u.
Privatgebrauch in tadellos. Ausführung

Gleichzeitig bringen wir unsere

Buchbinderei a
2

r Iargarine
feinſte Qualität, ſtets vorrätig,
1 Pfund nur 10.60 Mk

Otto Bornschein, 6. m. b. H. ittelstr. 2.

h

Hausfrauen
ſchützen eingemachte Früchte uſw. vor Verderben durch
Verwendung von

Salizyl-Pergamentpapier,
echt imprägniert, in alter, guter Qualität zu früherem Preiſe
von Mk. 1.,30 für 2 Bogen, à 60 x 40 cm.

Ebenſo empfehlen wir für den gleichen Zweck gutes
Pergamentpapier zum Vorzugspreiſe

von Mk. 1.30 der Meter.
Butterbrotpapier,

im Karton oder ſtaubdichten Hüllen, zum Anhängen,
je Mk. 1.70,

Die Lieferung erfolgt auf Wunſch auch durch unſere
Zeitungsträgerinnen.

Buchhandlung der Volksſtimme,
Große Ulrichſtraße 27. Fernruf 5407.

Weißenfels, den 7. Auguſt 1920.
Die P

Leolpzigerstrasse 88
Ab morgen

Erst-Auftührung
Der Lelermann

Grosses Drama in 5 Akten mit
Max Neufeld.

Prachtvolle Natur Aufnahmen aus
bayrischen Bergen erhöhen (die

packende Handlung.
Vorführung: 4.50 7.00 9.20.

Doktor Klaus
Volksstück in 3 Akten nach dem gleiech-
namigen Bühnenwerk von Adolf L'Arrongo.

Vorführung: 4.00 6.10 8.20.

den
schon

Beginn 4 Uhr.

Wilh. Diegelmann,

Fernruf

In beiden Theatern wochentags bis 5 Uhr
kleine Preise bei vollem Programm.
Eintrittskarten haben nur am Tage der

Lösung Gültigkoeit.

Alte Promenade- i a
Ab morgen

Erst-Aufſtührung
des mit grossem Erfolg in Leipzig auf

geführten Füms

Der
Gigantisches Filmwerk in 7 Akten.

In den Hauptrollen
Alfred Ahbel, Rita Glermont,

Rosa Valettl.
Berliner Mittagsreitung“: In dem

Filmpalast am Potsdamer Platz ist in dem
Kinodrama „Die Geächteten“ der Beweis
erbracht worden, daß die Flimmerwand als
Kulturſaktor wirken kann. Es war ein
ernster Vormittag, der eine fast andächtige
Gemeinde zu diesem Drama voreinigte,
dessen Held nicht nur Mensch, sondern ein
Volk ist.

„Neune Berliner 12-Uhr- Zeitung
Dieser Film will mehr als unterhalten-

er will die Wahrheit predigen. In berücken“
der Pracht entetehen die Bilder aus der An
tike. Die Darstellung ist meisterhaft.

Berliner Börsenzeitung“
Ein Kulturtilm allerersten Ranges, ein mo-
numentales Werk von einer seltenen Ge-
diegenheit. Szene für Szene ein Meisterwerk,
besonders die Massenszenen. Die am Hofe
Alexanders des Großen spielenden Szenen
waren ein Kunstwerk für sich.

Vorführung: 4.10 6.20 8.30.

Die neuesten Wochenberichte,

Beginn 4 Uhr.

5738.

bad Witeking,
eitag, d. 13. Aug. 1920

abends 8 Uhr
Gross. Abend -Komert

vom
Philharmoniſch. Orcheſter
(Operetten und Walzer)

als Ehrenabend
für Obermuſikmeiſter

Rarl Steuer.
Leitung: Obermuſikmeiſter

Karl Steuer.
Eintrittspreiſe:

Erwachſ. 2. Kinder 1,50
Abonnement aufgehoben.

Brunnerts Hoffäge
Morgen Freitag abend 8 Uhr

grosses humoristisches Extra-Konzot
ausgeführt vom geſamten Selfert-Orchester

unter Mitwirkung des beliebten

Burgemeister-QOuartetts.
Einlaß 1 Mk. Bei ungünſtiger Witterung im Sagle,

Apoll- mr

„Hanni geht tanzen.
pt. .3Bild. v. E. Eysler,

Vorverk. 91 u. 5-- 7,

Vernickeſung
Emaillieren v. ahrraden

uſw. pp. billig

Gebr. Dgt

Gr. ene

l

a

Spre
unnmm

e

Rr.Fritz Brunnert.

Kaffeehaus Rolang,
Markt 23.

ſäglch Künstler- Konzert.
Anfang abends 8. Sonntag nachm. 4 Uhr.

h
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Carl Lange.

c
Mission in Europa

Roman von H. Thurow

Zu beziehen durch die

Mk.

Parteſtuchhanclungen de Verbreitungsberin

Buchhandlung der Volksſtimm
Halle a. S., Gr. Ulrichſtraße 27.

Volksbuchhandlung Naumburg
Marienſtraße (nahe am Warkt).

unck 20

cuc 5n a

Zu verkaufen
Wir haben einen großen

Poſten dünnen Paopier-

Binöfaden
im ganzen
preiswert abzugeben.

Verl TGr. rainege 27
Fernruf 5407.

Sie ſtaunen Alle
hier im lieben Halle

über die billigen Preiſe.
die ich ausnahmsweiſe

bringe im
Senſations-Verkauf.

Darum auch der gr. Lauf.
Noch iſt es Zeit.

benutze die Gelegenheit,
Gute Ware, billige Preiſe,
bracht' ich von der Reiſe
Die Preiſe ſteigen koloſſal,

Darum ſchnell zu
Martin Rosenihal,

Schmeerſtr. 5, nur 1 er.

Kaufgeſuche

Gold und Siiberwachen,
gelrag. Jaichen-üdren,
zahle höchste Preise.
Ursin. UVhrwacher.
Sternstr. 6 I. Tel. 1553.

Ankauf von

Ambulatorium
für

faut-, besehleehtg- Beine
facharzi Sanitätstat Dr. Kallmann
Markt 17. nirschapotheke,

Mittwoch. Freit v

oder kiloweiſe

Spr. Std. on z

Vermiſchtes

Biliges ſeieg.
Steingug
Wasch-Service
mit grossen Becken

Mark 69.85 39.65
Rüch.-Garnitur.
22 teil., elſb. u. bunt
M. 135.25 125.85 89.65

Salatschüsseln
gross, weiss Mark
Schüsseln im Satz
6 Stück MarkTassen 95bunt Mk. 1.65 weiss
Teller tiet u. flach

Mark 2.85 1.95

mit klein. Fehlern
Finkochgläser
Konservengläser

mit Ring und Büge J
1 1 2 l

h

Fleischsläsee a
mit Ring und Bü i

i 1 V3.45 3.95 485 5.85 65

Mus- Töpke
in allen Grössen-

Ah Böthen, Schall
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zalle, Donnerstag, 12. Auguſt 1920.

Partei Angelegenheiten

irks nds73 r er ſitzung. Freitag, den 13. Auguſt im

Referentenvereinigung. Heute abend 8 Uhr findet
unſer nächſter Diskutierabend ſtatt. Gen. Kunzmann
ird über die allgemeine politiſche Lage ſprechen. Voll
jhliges Erſcheinen iſt dringend erwünſcht.

Der Vorſtand.
Eiſenbahner der S. P. D. Montag, den 16. Auguſt,

hends 28 Uhr Verſammlung in Wilsdorfs Geſell
a an. Das Erſcheinen aller Genoſſen wird er
parte

Verein Arbeiter-Jugend. Heute abend 7 Uhr Spie
n auf der Peißnitz. Vollzähliges Erſcheinen iſt not
pendig.

Freier Sängerchor. Freitag, abend 8 Uhr, 'im Vereinslokal
zum Schultheiß“, Merſeburger Straße 10. Singeſtunde! Wir
ten die Sangesbrüder pünktlich und vollzählig zu erſcheinen.

Sonntag, den 15. Auguſt, Ausflug nach Ammendorf
nd Umgegend unter Führung der Ammendorfer Genoſſen und
angesbrüder mit einem anſchließenden Tanzkränzchen. Treff-
unkt Mittag 2 2 Uhr Ecke König- und Merſeburger Straße (am
-hultheiß“). Wir bitten alle Sangesbrüder und auch Partei-
enoſſen nebſt werten Angehörigen, velche ber
onders eingeladen ſind, recht zahlreich und pünktlich
erſcheinen. Der Vorſtand.

Aus dem 6tüdtlrels
Halle, 12. Auguſt 1920

Die Mietsſteuer.
Zur Frage der Mietſteuer wird uns vom Reichs arbeits

ziniſter i um geſchrieben:
„Die Wohnungsnot, die immer unerträglicher wird, kann nur

urch Neubauten gelindert werden. Dieſe erfordern aber auf
dahre hinaus beſondere Zuſchüſſe, da die Herſtellungskoſten,
ie zurzeit teilweiſe etwa das Zehnfache der Friedenspreiſe be
agen, aus den Mieten nicht verzinſt werden können. Die Finanz-
age des Reiches, der Länder und der Gemeinden läßt jedoch
olche Zuſchüſſe nur möglich ZPheinen, wenn dafür Deckung aus
iner beſonderen Quelle erfol

Für längere Zeit wird die bisherige Zwangswirtſchaft auf
m Wohnungsmarkt nicht mehr in vollem Umfange aufrecht er-
lien werden können. Da die Wohnungsmieten im Vergleich
der allgemeinen Preisſteigerung niedrig geblieben ſind, wird

jann damit zu rechnen ſein, daß die Wohnungs mieten
nud mit ihnen die Zrrrh der bebauten Grund-
äcke eine recht erhebliche Steigerungerfahren,

o daß trotz der anzuerkennenden hoben Selbſtkoſten des privaten
ausbeſitzes noch ein darüber hinausgehender erheblicher Wert-

uwachs für den Vermieter zu erwarten iſt. Greift die Geſetz
bung nicht rechtzeitig ein, ſo würde eine erhebliche Belaſtung
er Mieter zugunſten des privaten Hausbeſitzes erfolgen, für die
s nach dem ſoeben Geſagten an jeder Rechtfertigung fehlt. Dies
iuß verhütet werden, indem die betreffende Steigerung von
rnherein für die Geſamtheit yutzbar gemacht wird.
je ſo verſügbar werdenden Mittel können dann zur Gewährung

on Zuſchüſſen für Neubauten Verwendung finden, ſo2ß ein Ausgleich zwiſchen den Mieten in alten und neuen Woh
ungen hergeſtellt wird.

Der geplanten Abgabe liegt ein ſehr berechtigter ſozialer
danke zugrunde: Die Verhinderung eines ſachlich nicht ge
echtſertigten Wertzuwachſes für den privaten Haus
eſitz. Sie iſt andererſeits die einzige Quelle, aus der die für die
keubautätigkeit dringend notwendigen Gelder geſchöpft werden

Wir nnen. Wenn daher die Erhebung einer Abgabe von Grundbeſitz
Streich I Finansierung der Neubauten nicht erfolgt, ſo würde die biserige Wohnungsnot mit all ihren bedenklichen Folgen für die
en auch eiteſten Kreiſe der Bevölkerung verewigt werden.

Ah Gegen eine Mietsſteuer!
nur um Die Wohnungsnot iſt im ganzen Lande furchtbar. Hundert-
les ge ende hauſen in Notwohnungen, die keineswegs den hygieni-
Feinde I erungen eniſprechen. zum großen Teil ſogar im höch

ndiſchn rade geſundheitsſchädlich ſind. Zur Linderung der Woh-
ſich d u o bat man bisher den Gemeinden große Zuſchüſſe aus
n ihnen un Stgatsmitteln gewährt, um ihnen die Möglichkeit
Tr Neubauten aufführen zu können. Dieſe Mittel ſcheinen
eit das t o t zu jein, man ſucht nach neuen Quellen und ventiliert
e wen ſeit ängerer Zeit die Frage der Mietsſteuer.

Der Reichsarbeitsminiſter hat zu dieſer Frage eine Dar-
r ſind. Mellung an die Preſſe gegeben (die wir oben veröffentlichen), aus
nun des er wan ſchließen kann, daß die Mietsſteuer kommen
ſondern Fird. Die Erklärung des Reichsarbeitsminiſters macht ſie. zu
ind an er jehr ſozialen Maßnahme, denn ſie ſoll nach ſeiner Meinung
imutige rkinderung eines ſachlich nicht gerechtfertigten Wertzuwachſes“
re Lie Um dieſe für den Arbeitsminiſter mit Sicherheit kom
auf ſich I tlaſtung „für die Geſamtheit nutzbar“ zu machen, will er
zöniten Sewährung von Juſchüſſen für Neubäuten“ verwenden.

anzu N. wir ſind der Meinung. daß eine der wichtigſten Auf-
gejcſe e Reiches die Steuerung der Wohnungsnot
es ab Die Mietösſteuer dürfte einen ſehr erheblichen Zuſchuß zu

itteln bringen, die notwendig ſind um mehr Wohnungen
z Wege ſchaffen. Sehr zu bezweifeln iſt ober, ob ſie die Wohnungsnot
ner in allem der Großſtadtbevölkerung lindern wird. Dieſe Frage
ſchnei Polen wir von vornherein und ganz entſchieden verneinen. Wohl

einen en einige Wohnungen im Jahre mehr gebaut werden können.
ſie nur P dieſe neue Belaſtung der Mieter wird zur Folge haben, daß

n ſie I r allen Dingen die Arbeiter bevölkerung noch
itsſtube ter mit ihren Wohnungen einſchränkt. Wer heute drei Zimmer
etig in I enn er etwa 20 bis 25 Prozent Mietsſteuer zahlen
n Ver ne kleinere Wohnung ſuchen, um das Mehr wieder auszu-
en und I. Dieſe Einſchränkung bringt für die Geſundheit des
ſein Volkes große Gefahren. Je primitiver die Wohnung, je

Leute in wenigen Zimmern beiſammen ſind. umſo größer
die Gefahr der Uebertragung irgendwelcher anſteckender Krank

ſahen, en. je ſchneller wird B. nachts in den Schlafräumen
art z V uft verbraucht und je ſchneller und ungehinderter breitet ſich
de, wo P Euberkuloſe aus. Ob der hieraus erwachſende Schaden auf
ich auf, en wird durch den Vorteil, den die Mietsſteuer bringt, er
r, und an un ſehr fraglich. Jedenfalls ſollte man die geſundheit-
h keine r wie ſie hier ſtizziert iſt, in Erwägung ziehen, ehe man
woher T Erhebung einer Mietsſteuer entſchließt.

ſo fein W Hebung der Wohnungsnot gibt es nach unſerer Meinung
ig und mat noch andere Mitel. Vor allen Dingen ſollte man endlich

friſch e viele machen, mit der Zwangseinguartierung.
Sali mr e Reiche wohnen heute noch in großen Luxuswohnungen,

n t zum Teil bewohnt ſind. Wieriel ungezählte Familien imwer heen Reiche haben gleich einige Häuſer für ſich. Jm Winter
imenen nen ſie in irgnd einer Großſtadt und in Sommer beziehen

ünger re Villa auf dem Lande, im Gebirge oder an der See. Hier
tomiſch. I man endlich einmal energiſch zufaſſen und ſollte auch
h, voll e Leuten einmal in Erinnerung rufen, daß wir in einer
z Leut wen ernſten Zeit leben, ſollte ihnen ſagen, daß
it wer Wirt und abertauſend Familien nicht einmal Platz haben, um
n un end Betten in der Wohnung aufzuſtellen. Weiter
en, al nh Alle man auch einmal daran denken, ob es nicht möglich iſt

die Auflöſung unnötiger Kriegsgeſellſchaf-

u.

Beilage zur Volksſtimme.
Faſernen? Sie ſind zwar nicht das idealſte Wohnhaus, n

immerin doch beſſer für Wohnungen geeignet, als die vielen
Baracken, die man überall baut. Heute ſitzen dort noch die Ab-
wicklungsſtellen, die ſich als die wichtigſten Behörden fühlen und
immer wieder etwas zum Abvwickeln finden.

Wenn alle dieſe Mitel erſchöpft ſind und wenn ſie immer
noch nicht eine erträgliche Lage auf dem Wohnungsmarkt ge
ſchaffen haben, dann ſollte man erſt den Gedanken der Mietsſteuer
und vor allen Dingen die Frage der Aufhebung der Zwangswirt-
ſchaft auf dem Wohnungsmarkt in die Diskuſſion werfen. So
lange aber noch ſolche ſchreienden Ungerechtigkeiten beſtehen, ſo
lange noch nicht alle anderen tauglichen Mittel angewendet wer
den, ſo lange erheben wir Proteſt gegen dieſe geplanten Maß-
nahmen.

Haushaltungsausſchuß.

Der von der Stadt für mittelloſe Wanderer an die
Wanderarbeitsſtätte zu zahlende Pſgeſae ſoll von 1,45
Mark auf 3 Mark erhöht werden. eiter wurde zuge-
ſtimmt, daß von den Wanderern 10 zur Hausarbeit in
der Arbeitsſtätte zurückbehalten werden können. Jm
Paul-Riebeckſtift iſt die Heizanlage z. T. zu erneuern.
Der Entnahme der dazu erforderlichen Mittel von 35 000
Mark aus dem Vermögen der Stiftung wurde zuge-
ſtimmt. Für die Wiederherſtellung der Dampfkeſſel-
anlage im Emilienheim werden 5 471 Mk. angefordert.
Die ſchon bewilligten Mittel in Höhe von 3400 Mk. ſind
damit um 2071 Mk. überſchritten. Bewilligung aus
Kap. XXIV, 14 erfolgt. Herr Bankier Ernſt Haaßengier
hat ſeinen beiden Stiftungen (für Unterſtüung von
Kaufmannslehrlingen in Höhe von 25000 Mk. und für
Künſtler in Höhe von 100000 Mk.) je 15000 Mk. zuge-
fügt. Beide Stiftungen werden angenommen. Künftig
ſoll nach dem Willen des Stifters die Vorausſetzung für

Jnanſpruchnahme der Lehrlingsſtiftung nicht mehr die
Reife für Oberſekunda, ſondern das Reifezeugnis einer
Mittelſchule genügen. Die Umwandlung der Stelle
des Direktors am Zvoologiſchen Garten in eine Beamten-
ſtelle wurde abgelehnt.

Bei dem Künſtlerwettbewerb für Ausmalung der
Aulen der Talamt- und Martinſchule ſind die Maler
Degenkolbe und Lude erſte Preisträger geworden. Beide
Entwürfe ſollen ausgeführt werden. Die Koſten (Tal-
amtſchule 16 500 Mk., Martinſchule 18 000 Mk.) hierfür
werden bewilligt. Die Treibriemen und Motoren im
Hoſpital ſollen gegen Einbruch verſichert werden. Die
Verſ.-Geſ. verlangt dafür noch Sicherungen der Türen
und Fenſter, was 20-39 Mk. Koſten ausmacht. Die
Mittel dazu werden bewilligt, der Abſchluß einer Ver-
ſicherung aber abgelehnt.

Der am 12. Juli gefaßte Beſchluß der St. V. V.,
das Aufkommen aus der Warenhausſteuer in Höhe
von 12 400 Mark zur Freilaſſung der zwei unterſten
Stufen der Gewerbeſteuer zu verwenden, kann nicht
aufrecht erhalten werden, da die Steuer vom 1. 1. 20 ab
nicht mehr erhoben werden darf und das Aufkommen
infolgedeſſen nur 5500 Mk. beträgt. Es wird beſchloſſen,
die Stufe zu 4 Mk. ganz und die zu 8 Mk. zu 25 Proz.
freizulaſſen.

Eine Eingabe der techniſchen ſtädtiſchen Beamten
um höhere Eingruppierung in die Beſoldungsordnung
wird abgelehnt. Der auf Beſchluß der Stadtverordneten
verſammlung als Erſatz für den Arbeiterrat einzuſetzende
Verbraucherausſchuß ſoll gebildet werden. Nach der
Magiſtratsvorlage ſoll er 7 Mann ſtark ſein, auf Vor-
ſchlag der Stadtverordnetenverſammlung vom Magiſtrat
ernannt und pro Kopf und Tag mit 40-- Mk. entlohnt
werden. Dem wurde zugeſtimmt. Für den Stadt-
verordnetenvorſteher ſoll ab 1. Juli d. J. die gleiche Aufwandsentſchädigung von 400 Mk. monatlich, wie den
unbeſoldeten Stadträten, gezahlt werden. Die dahin
gehende Vorlage wurde angenommen.

Vom ſtädtiſchen Verkehrsausſchuß.

Dem Verkehrsausſchuſſe lag eine Eingabe des
„Halleſchen Verkehrsvereins“ vor, in welcher Beſchwerde
darüber geführt wird, daß die Polizeibehörde am Tage
des Rennens die Siebenbogenbrücke für den Wagen-
verkehr geſperrt hatte. Die Eingabe erklärt dieſe Maß-
nahme als einen „Beilhieb in den Rücken des kranken
Droſchkenfuhrweſens“. Der Verkehrsausſchuß wünſcht
und erwartet, daß alle polizeilichen Anordnungen von
der größten Rückſichtnahme gegen die beteiligten Kreiſe
eingegeben ſind und kann ſich durchaus damit einverſtan-
den erklären, daß dem Verkehrsverein ein Mitbera-
tungsrecht bei derartigen Fragen zugeſtanden wird. Die
Eingabe wird in dieſem Sinne dem Magiſtrat als Ma-
terial überwieſen.

Zum andern beſchäftigte die Viehmarktfrage
von neuem den Ausſchuß. Die Militärverwaltung hat
die Hergabe des Exerzierplatzes hinter der Roßplatz-
kaſerne zur Abhaltung des Herbſtmarktes abgelehnt.
Gegen dieſen Beſcheid ſoll der Magiſtrat beim Reichs-
wehrminiſter und bei den Parlamenten vorſtellig wer-
den. Um die Abhaltung des Herbſtmarktes unter allen
Umſtänden zu ermöglichen, ſoll der Magiſtrat erſucht
werden, Schritte zu tun, um einen einigermaßen geeig-
neten Platz, vielleicht an der Merſeburger oder an der
Delitzſcher Straße zur Verfügung zu bekommen. Zu-
letzt müßte der Markt, wenn dann auch in ſehr beſchränk-
ten Umfange, auf dem untern Roßplatze abgehalten
werden.

Als dritter Punkt kam eine Eingabe um Auf-
hebung der Betriebsein ſchränkung für die
Straßenbahnlinie 9 zur Beſprechung. Dadurch, daß die
Linie 9 am Gaſthof zur Linde endet, wird täglich
1 Wagen geſpart, was eine Erſparnis von 100000 Mk.
für das Jahr bedeutet. Es wird dem Magiſtrate emp-
fohlen, an die beteiligten Gemeinden und beſonders an
die Siedlung Sachſenland heranzutreten und dieſelben
zu erſuchen, einen nennenswerten Teil der Koſten, weilche
dadurch entſtehen, daß die Linie wieder bis zum End-
punkte durchgeführt wird, zu übernehmen.

Die Mörder des Pfarrers Niehus entdeckt.
Jn das Dunkel, das die Mordtat an dem Pfarrer Niehus

aus Burgliebenau noch umgibt, ſcheint jetzt endlich Licht zu kom-
men. Feſtgenommen wurden zwei junge Leute, die ſich auf Grund
des während der Putſchtage im März ergangenen Aufrufes, wo
nach ſich alle Männer zwiſchen 15 und 50 Jahren zu den Waffen
melden ſollten, ebenfalls zum Dienſt bereit erklärt hatten und in
der Ammendorfer Arbeiterwehr tätig waren. Die beiden Ver
haſteten erklärten, daß ſie den Pfarrer auf Befehl eines Führers

n Rieſengebäude freizubekommen. Wie ſteht es weiter mit. den a erſchlagen hätten. Näheres berichten- wir noch.
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Die niedrige Art und Weiſe der Berichterſtattung in dieſem
Organ iſt jedem bekannt, der ſich mal mit ihm beſchäftigt hat.
Wer aber angewieſen iſt. täglich aus beruflichen Gründen die
Stilblüten ſeiner geiſtigen Urheber zu betrachten, wird ſicherlich
manchmal komiſche Empfindungen in der Magengegend verſpüren.
Wir können unſeren Leſern verraten, daß wir den lokalen und
provinzlichen Teil des Blaites nur „genießen“, wenn wir uns be-
ſonders kräftig fühlen, da wir die Brechreize fürchten, die eine
ſtändige Begleiterſcheinung des Studiums im Kommuniſten-
blatt ſind. Das Jüngelchen, welches über die Stadtverordneten
ſitzung am Montag berichete, ſcheint beſondere Anlagen auf dem
Gebiete unverſchämteſter Schmockmanieren zu beſitzen. Was ſich
dieſer Held der Feder in VBeſchimpfung unſerer Parteigenoſſen
dort leiſtet, iſt wert als „Dokument der Zeiten Schande“ für die
Nachwelt aufbewahrt zu werden. Enrnſtlich beſchäftigen wird man
ſich mit dieſem Auch-Proletarier natürlich nicht, denn man müßte
da ſeinen Fuß in einen ſchmutzigen Sumpf ſtecken. Aber eine
Frage iſt wohl an dieſen Herrn mit Recht zu richten. Haben Leute
Urſache, nach der Zeitdauer der Zugehörfgkeit unſerer Genoſſen
zur Partei zu fragen, die ſogar erſt im Dezember 1918 das rettende
Mitgliedsbuch der Unabhängigen erwarben? Alſo verehrteſter
Herr Berichterſtatter, etwas mehr Beſcheidenheit und Vorficht.

Jn der Frage der Zugehörigkeit zur Partei geht aber unſere
Meinung dahin, daß wir es nicht als eine Schande betrachten, wer
in der Partei noch jung iſt, ebenſowenig wollen wir dieſen
Genoſſen die Fähigkeit zur erfolgreichen Mitarbeit abſprechen.
Nur müſſen wir uns gegen die groteske Aufgeblaſenheit wenden,
womit ein Herr Scholem ſich Urteile über Dinge anmaßt, die
er nicht verſteht. Ein ſchlechtes Zeichen politiſcher Bildung oder
eines nebelhaften Ultraradikalismus iſt es aber, wenn eine Partei
ſo junge Anfänger in der politiſchen Bewegung über Partei
taktik referieren läßt. Das „Volksblatt“ brachte geſtern eine
Ankündigung über einen derartigen Vortrag. Auch ein Omen
dafür, was für erbauliche Sachen von der Unabhängigen Partei
Halles in Zukunft noch zu erwarten ſind. Die Weisheit eines
Scholem über dieſe Frage ſtellen wir uns abgrundtief vor, halten
es aber trotzdem für angebrachter. daß er erſt mal das AB C des
politiſchen Anſtandes und die Anfangsaründe eines genießharen
Zeitungsſtils erlernt.

Der unzuläſſige Trinkgelderaufſchlag.
Der Arbeitsgemeinſchaft der gaſt wirtſchaftlichen Angef

verbände in Hamburg ging folgendes Schreiben zu:
Der Reichs miniſter der Finanzen.

Berlin W. 66, den 31. Juli 1920.
III II 5961 Ptz. Wilhelmsplatz 1.Auf das gefl. Schreiben vom 27. Juli 1920 mache ich ergebenſt
auf S 86 Abſ. 3 der Ausführungsbeſtimmungen zum neuen Um-
ſatzſteuergeſetz (entralblatt für das Deutſche Reich 1920, S. 937)
aufmerkſam. Danach können von dem für die Beherbergung ver-
einnahmten Entgelte Abzüge für Nebenleiſtungen, wie z. B. Hei-
zung, Beleuchtung, Bad, Hotelwagen, nicht gemacht werden; ins-
beſondere darf ein Teuerungs- oder Trinkgeldzuſchlag nicht ab-
geſetzt werden. Das gleiche gilt auch für die allgemeine Umſatz-
ſteuer bei der Verabreichung von Speiſen und Getränken. Der
Gaſt, der im Reſtaurant oder Kaffee Speiſen und Getränke ent-
nimmt, iſt nicht dem einzelnen Angeſtellten gegenüber verpflichtet.
den durch Anſchlag bekanntgegebenen Entlohnungsaufſchlag zu
leiſten, ſeine Verpflichtung entſteht vielmehr mit der Beſtellung
der Speiſen und Getränke dem Wirte gegenüber. Dieſer verein-
nahmt alſo auch den Entlohnungsaufſchlag und muß ihn in ſeinen
Büchern buchen. Geſchieht das nicht, ſo macht er ſich der Steuer
hinterziehung ſchuldig.

Jch habe das Landesfinanzamt in Hamburg auf die Sach-
und Rechtslage hingewieſen. J. A. gez. Pop i tz.

Es iſt, wie aus dem vorſtehenden Schreiben erſichtlich iſt, dein

rants zu zahlen, desgleichen iſt der Wirt nicht berechtigt, von
ſeinem Perſonal eine deraritge Forderung erheben zu laſſen. Dieſer
Beſcheid wird wohl endlich dazu beitragen, daß das Unweſen des
„Bedienungszuſchlages“ beſeitigt wird.

Der Mord an der Bergſchänke.
Zu dem Vorgang, wonach am, Abend des 7. Auguſt am Berg-

ſchenkenwege eine Frau von einem unbekannt gebliebenen Schützen
fahrläſſigerweiſe erſchoſſen ſein ſollte, wurde noch folgendes feſt-
geſtellt: Es handelt ſich um die 40jährige Ehefrau des 32 Jahre
alten Hilfsarbeiters Auguſt Sommer aus Lingolsheim, der nach
ſeiner im April erfolgten Entlaſſung vom Militär hier Anſtellung
gefunden hatte. Während ſeine Ehefrau und ſein Kind von
10 Jahren noch in Darmſtadt wohnten. unterhielt Sommer mit der
25 Jahre alten Martha Kühne aus Hohenleipiſch ein Verhältnis
und gab ſie ſeiner Wirtin gegenüber als ſeine Ehefrau aus. Als
dann die wirkliche Frau Sommer am 28. Juni hier zuzog, half
ihr die Kühne mit einräumen und verzog dann nach Deipzig.
Am 6. Auguſt erſchien ſie zum Beſuch bei den Eheleuten Sommer,
angeblich auf Einladung der Ehefrau. Am Nachmittag des 7. 8.
gingen alle drei, angeblich auf Betreiben der Ehefrau S., nach
Seeben um zu hamſtern. Sie wählten hin und zurück den Berg-
ſchenkenweg, und dort ſoll die Frau auf dem Heimwege von einem
unbekannten Schützen erſchoſſen worden ſein.

Sommer hat ſich mit ſeiner Frau nicht gut vertragen und
hat ſchon mehrfach getrennt von ihr gelebt. Da Frau Sommer
auch zu Hausbewohnern geäußert hatte: ſie ſollten Obacht auf ſie
geben, wenn ſie eines Tages verſchwunden ſei, habe ſie ihr Ehe-
mann umgebracht, beſtand der dringende Verdacht, daß Sommer
und die Kühne die Frau ins Feld gelockt und ermordet haben, um
ſich heiraten zu können. Beide wurden deshalb in Haft genommen,
beſtreiten aber vorläufig die Tat. Die Unterſuchung und die
Sektion der Leiche werden das Weitere ergeben.

Was in der Straßenbahn gefunden wird.
Jn der Zeit vom 1. bis 31. Juli 1920 ſind die nachſtehend

aufgeſührten Gegenſtände in den Wagen der ſtädtiſchen Straßen-
bahn gefunden worden:

1 Spazierſtöcke, 12 Regenſchirme, 10 Paar Handſchuhe, 2 einzelne
Handſchuhe, 1 Drillichjacke, 1 Weſte. 2 Mützen, 1 Hut, 2 Arbeits
hoſen, 1 Paket Wäſche, 2 Handtücher, 1 Tabakspfeife. 3 Töpfe,
2 Schlüſſel, 7 Portemonnais, 1 Bruſtbeutel, 3 Frühſtückstaſchen,
1 Handtaſche, 1 Handkorb, 1 Mantelgürtel, 2 Säcke, 1 Klemmer.
verſchiedenes Kinderſpielzeug, 1 Hundehalsband, 5 Bücher ein
Gummiball, 1 Löffelbrett, 2 Mappen, 1 Rolle Draht, 1 Paket
Zeitſchriften, 1 Mundharmonika, 1 Rolle Papier, 2 Stücke Eiſen,
1 Paket (Jnhalt 1 Hemd).

Die Empfangsberechtigten werden unter Hinweis auf S8 980
981 BGVB. erſucht. ihre Rechte in unſerem Fundbüro Berliner
Straße 1 innerhalb einer Friſt von 3 Monaten vom heutigen
Tage an gerechnet, geltend zu machen. Nach Ablauf dieſer Friſt
werden die Fundſtücke öftentlich verſteigert.

Der Zeitpunkt der Verſteigerung wird ſ. Zt. bekanntgegeben.

Alle Briefſendungen vom Publikum an die Poſtanſtalten
in Halle (Saale). die Beſchwerden, Auskünfte, Nachſendungs-
anträge uſw. betreffen müſſen wie andere gleichartige Sendungen
freigemacht werden. Unfrankiert abgeſandte Sendungen werden
mit dem doppelten Betrage des Frankos austaxiert, für deſſen Be
zahlung der Abſender haftet. Wolle ſie das Franko für Briefe
an den Zeitungsverlag ſparen, müſſen dieſe im Zimmer 97 ab-
gegeben werden, nicht in die Briefkäſten legen.

Dentſcher Rentnerbund Ortsgruppe Halle und Umgebung.
Die hier in Halle nebeneineonder beſtehenden zwei Rentnervereine
haben ſich zu einer einheitlichen Organiſation verſchmolzen. Ein-
mütig efrolgte die Wahl des Geſchäftsführers und 1. Vorſitzenden,

Des Herrn Robert Som burg Viktoriaſtr.12 Zum 2. Vor

Gaſt vervpflichtet, ein Aufgeld für die Bedienung in den Reſtau
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3. Vorſitzenden Herr Franz Heinze, Forſterſtr. 51, gewählt.
Als weltere Vorſtandomitglieder wurden gewählt die Damen Frl.
Heiſe, Frl. Heller, Frl. Matheſius, Frl. Rauchfuß, Frl. Reuter,
ſowie die Herren Richard Golf, Dr. B. Hütte, Friedrich Klopfleiſch,
Paul Reiling, u Titus Tegetmeyer und Otto Voigt.
Der Wirkungskreis des Vereins, welcher jetzt ſchon zirka 300 Mit-
glieder zählt, ſoll auch auf die nähere und weitere Umgebung von
Halle ausgedehnt werden. So haben ſich z. B. in Eisleben und
Merſeburg Ortsgruppen gebildet, denen weitere folgen werden.
Jn der Verſammlung wurde ausdrücklich betont, daß der Verein
lediglich wirtſchaftliche Ziele verfolge und beſtrebt ſei,
die berechtigten Jntereſſen der kleineren und mittleren Rentner in
jeder Weiſe zu fördern. Die beſonders traurige Notlage dieſes
von der Steuergeſetzgebung ſtiefmütterlich behandelten Standes
ſt auch von den Reichstagsab geordneten aller
Parteien durchaus anerkannt und im Parlament neuerdings
beſprochen worden. An alle kleineren und mittleren Rentner von
Halle und ſeiner Umgebung ergeht der Ruf zum Eintritt in die
jetzt geſchaffene Organiſation. Beitrittserklärungen nehmen der
Geſchäftsführer ſowie alle anderen Vorſtands mitglieder gern ent-
gegen.

Stadittheater: Die Leitung des Stadttheaters bittet, die Reu-
beſtellungen von Stammkarten möglichſt bis Sonnabend, den 14.,
gnmelden zu wollen und weiſt darauf hin, daß in allen Gattungen
voch gute Plätze zur Verfügung ſtehen. Die Kaſſe iſt täglich von
10——2 Uhr geöffnet.

Mit dem Film „Figaros Hochzeit werden die C. T.-Licht-
ſpiele, Gr. Ulrichſtraße 51, eine neue Stilart des Spiel-
films ſchaffen, zu deren künſtleriſchem Gelingen ſich um Hella
Moja eine Reihe allererſter künſtleriſcher Kräfte verſammeln. Die
Heiterkeit der berühmteſten Komödie des ſterbenden Rokkoko hüllt
die Handlung ein, welche ſich frei an die Ergebniſſe des Buches
on Beaumarchais anlehnt, das ja bekanntlich bei der be-
rühmten Oper von Mozart Pate geſtanden hat. Es iſt die be
trickende Geſtalt des Pagen Cherubin, den Hella Moja in dieſem
nd darſtellen wird. Die Bilder ſind prächtig gelungen, die

andſchaften wirken ausgezeichnet wie die Darſteller! Hella Moja,
Fduard von Winterſtein, Alerander Meißi, Vera Schwarz, Jlka
Hrüning, Paul Graetz. So iſt „Figaros Hochzeit“ glücklich für den
Film gewonnen, ein Kinoſtück mit allem Glanz weuzeitlicher Film-
unſt. Die überaſchende Folge der wunderſchönen Szenen allein
ſchon hebt es in die Gruppe der neuen deutſchen Kinoſtücke.

Zoologiſcher Garten. Heute, Donnerstag nachm. 4 und abends
76 Uhr große Konzerte vom Philharmoniſchen Orcheſter unter
Leitung der Gaſtdirigentin Ludmilla Gerecke.

Bad Wittekind, Freitag abend 8 Uhr findet das am Diens-
tag wegen ungünſtiger Witterung ausgefallene Abendkonzert als
Ehrenabend für den Obermuſikmeiſter Karl Steuer ſtatt. (Räh.
Anzeige.)

Brunnerts Hoſfjäger. Morgen, Freitag, abend 8 Uhr großes

ſitzenden wurde 3 Guſkav GUnter, Skaudeſtr. 5 un zum

humor. ExtraKonzert, ausgeführt vom Seifert-Orcheſter unter
Mitwirkung des berühmten Burgemeiſter-Quartetts. Bei un-
zünſtiger Witterung im Saale.

Zuſammenſtoß. Jn der Gr. Ulrichſtraße fand zwiſchen einem
Straßenbahnmotorwagen und einem Geſchirr ein Zuſammenſtoß
tatt. Der Vorderteil des Motorwagens wurde leicht beſchädigt.
Perſonen ſind nicht verletzt worden.

Ladeneinbruch. Jn letzter Nacht wurde die Schaufenſterſcheibe
eines Konfitürengeſchäfts in der Thomaſiusſtrake eingeworfen und
aus dem Schaufenſter Waren im Werte von etwa 189 Mark ge-
ſtohlen.

Provin; und Umgegend

Waffenſchiebungen der Regktionäre.
Wir haben bei Beſprechung der reaktionären Spitzelberichte

in der rechtsbürgerlichen Preſſe bereits darauf hingewieſen, daß
das ganze Geſchrei nur geheuchelt iſt, um die eigenen dunklen

läne zu verdecken. Daß dies richtig war, beweiſen jetzt rieſige
in Erfurt. nſer Eiſenacher Parteiblatt

ſchreibt darüber:
Seit einiger Zeit kurſieren in Erfurt Gerüchte über die

Herſtellung von Militärwaffen aller Art, die der Gegenrevo-
lution in die Hände geſpielt werden ſollen. Nunmehr iſt es ge-
lungen, einen dieſer Transporte abzufangen, und zwar wurde
auf dem Bahnhof in Halle ein Transport von vier Waggons
Gewehren angehalten. Der Abſender dieſes Transportes iſt
eine Firma Hille in Erfurt und der Empfänger iſt ein Herr
Hille in Jüterbog.

Eine Firma Hille gibt es in Erfurt nicht, ſondern in ganz
Erfurt wohnt nur ein Gerichtsaſſeſſor Hille. Es iſt ſchon dar,
aus, daß Abſender und Empfänger anſcheinend die gleichen Per-
ſonen ſind, zu erſehen, um was für einen Transport es ſich
handelt.

Auf dem Bahnhof Erfurt ſtehen zurzeit fünf Waggons mit
unzähligen Gewehrläufen, Maſchinengewehrläufen, Gewehr-
ſchlöſſern 99 und fertigen Schußwaffen. Ein weiterer Waggon
wurde von der Speditionsfirma Lieſegang in Erfurt verladen.
Jm Reichswerk wurden 35 000 fertige Gewehrſchäfte verladen,
und alle dieſe Waffen ſollen angeblich der Treuhandgeſellſchaft
gehören.

Es iſt dringend erforderlich, daß die maßgebenden Stellen
ſich umgehend dazu äußern, wozu die Treuhandgeſellſchaft dieſe
vollſtändig neuen Waffen benötigt und wer die Kontrolle über
die Verwendung dieſer gewaltigen Anzahl Waffen ausübt.

Da nicht anzunehmen iſt, daß Aſſeſſor Hille und die Treu-
hand geſellſchaft im kommuniſtiſchen Fahrwaſſer ſchwimmen, ſo ſind
die Waffen entweder für einen Rechtsputſch beſtimmt oder ſie
werden ins Ausland verſchoben. Da nur kriegführende Länder
daran Jntereſſe haben, hat die Regierung die dovpelte Verpflich-
tung einzugreifen, wenn ihre Neutralitätserklärung im Ausland
trnſt genommen werden ſoll.

Abgabe von Land zu Siedlungszwecken.

Der Preſſedienſt des Miniſteriums für Landwirtſchaft, Do
mänen und Forſten gibt bekannt:

Trotz aller einer großzügigen Siedlungstätigkeit in der
Praxis entgegenſtehenden Schwierigkeiten iſt das Preußjiſche
Landwirtſchaftsminiſterium unausgeſetzt bemüht, das dringende
Verlangen der Siedlungsheiſchenden weitgehendſt zu befriedigen.
Es iſt naheliegend, daß bei den bezüglich der Neubauten und der
Beſchaffung von Jnventar vorliegenden Erſchwerniſſen es ſich im
Augenblick vorwiegend darum handeln muß, entſprechende Flächen
von größeren Gütern im Wege der Adjazenten- (Anlieger-) Par
zellierung an kleinere Beſitzer abzugeben. Dieſe Bemühungen
ſind nicht ohne Erfolg geweſen. Bis Ende 1918 wurden
ſür die Anliegerſtedlungen vergeben aus:

Domänenbeſittz in Eigentum und Pacht 16000 Hektar
Forſtbeſiz in Eigent um. 4000Forſtbeſitz in Pacht

Privathand 30 900zuſammen 52 000 Hektar
oder 208 000 Preußiſche Morgen.,

Vornehmlich in Schleſien iſt es gelungen, auf dem Ge-
ziete der Anliegerſiedlungen beachtenswerte Fortſchritte zu er-
zielen. Nach dem Stande vom 30. Juli d. Js. wurden im Bereiche
des Landeskulturamts- Präſidenten Breslau, d. h. in den Pro-
pinzen Niederſchleſien und Oberſchleſien, insgeſamt Kaufverträge
ber 3 826,13 Hektar und Pachtverträge über 8 536,63 Hektar ab
jeſchloſſen, während ausgeführt ſind Kaufverträge über
3 189,27 Hektar und Pachtverträge über 7 899,60 Hektar. Jm ganzen
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kamen n Schteſfen bielang zuſtande: 204 Kaufverträge mit 5 199

Käufern und 1089 Pachtverträge mit 9 989 Pächtern.
Die Preußiſche landwirtſchaftliche Verwaltung hat außerdem

auf Erſuchen des Reiches mit der Soldatenſiedlung in
Truppenlagern und fs kaliſchen Mooren begonnen; auch
hier ſind die Arbeiten in vollem Gange

Jn ſeinem Beſtreben, die Siedlung mit allen verfügbaren
Mitteln zu fördern, wird ſich nd wirnſhaſtewinine raun
auch durch die zahlreichen Vorwürfe nicht beirren laſſen, die in
letzter Zet in der deutſchnationalen Preſſe gegen ihn erhoben
worden ſind. Die außerordentlichen Schwierigkeiten, die heutzu
jage jeder erfolgreichen Tätigkeit auf dieſem Gebiete entgegen
ſtehen, ſind ja überdies den Siedlern nur allzu bekannt.

Ein Zivilkommiſſariat bei der Sicherheitswehr.
Die Preſſeſtelle beim Oberpräſidium teilt mit: Um das Ver-

trauen der Bevölkerung zur Sicherheitspolizei zu heben und das
gegenſeitige Verſtändnis zu fördern, iſt beim Kommandoſtab der
Sicherheitspolizei Mitteldeutſchland ein Zivilkommiſſariat
mit dem Sitz in Magdeburg, Gouvernementsſtraße 1, Zimmer A,
errichtet worden. Das Zivilkommiſſariat hat insbeſondere die Auf-
gabe, eine engere Verbindung zwiſchen der Bevölkerung und der
Kommandobehörde der Sicherheltspolizei herzuſtellen. Alle Mit-
bürger, die Wünſche und Beſchwerden gegenüber der Sicherheits-
polizei haben, werden gebeten, ſich an das Zivilkommiſſariat zu
wenden. Das Zivilkommiſſariat wird gerechtfertigten Beſchwerden
n J und Mißſtände abhelfen. Telephon 1212, Zivilkom-
miſſariat. t

Vom Provinzialwohlfahrtsamt,
Das Provinzialwohlfahrtsamt, das im vergangenen Jahre

gegründet wurde, hat ſoeben einen Bericht über ſeine Tätigkeit
herausgegeben. Der Hauptzweck des Amtes, das ſeinen Sitz in
Magdeburg, Scharnhor ße 1, hat, iſt die Zufammnfaſſung aller
Wohlfahrtsbeſtrebungen in der Provinz. Es hat 16 Arbeits-
abteilungen: Säuglings- und Wöchnerinnenfürſorge, Kinderſchutz
und Jugendfürſorge, Bekämpfung der Tuberkuloſe und Geſchlechts-
krankheiten, Fürſorge für Alkoholkranke, Krüppelfürſorge, Schul-
zahnpflege, Hinterbliebenenfürſorge (Nationalſtiftung), Frauen-
fürſorge, Rotes Kreuz, Veranſtaltung von Wandervorträgen durch
Aerzte, Frauenwohlfahrtsvereine uſw. Jn verſchiedenen Sitzungen
des vorläufigen Verwaltungsausſchuſſes wurden die grundlegen-
den Fragen des allgemeinen Fürſorgegebiets und der Organiſation
erörtert. Mit der Leitung des Provinzialwahlfahrtsamts iſt vor-
läufig Dr. Den ecke beauftragt. Es wurden bereits Ueberſichten
aufgeſtellt über die in der Provinz vorhandenen Stadt und Kreis-
wohlfahrtsämter und ihre Einrichtung, über Zahl, Sitz und Ein-
richtung der Tuberkuloſe-Beratungsſtellen und der Einrichtungen
zur Bekämpfung des Alkoholmißbrauchs. Es fanden wiederholt
Konferenzen der Leiter der Wohlfahrtsämter ſtatt, in denen u. a.
auch Richtlinien für die Schulzahnpflege aufgeſtellt wurden. Das
Amt gibt auch eine Zeitſchrift „Sächſiſche Wohlfahrtspflege“ her-aus. Der Voranſchlag des Haushaltsplans für das ReHnungs-

jahr 1920 weiſt in Einnahme und Ausgabe den Betrg von 64 300
Mark nach. Jm vergangenen Jahre betrugen die Einnahmen
durch beſondere Zuwendungen 433 187 Mark.

Löbejün. Unabhängige Führerals Feld-
diebe. Bei einer Streife der Sicherheitspolizeti in der
hieſigen Feldmark nach Felddieben, wurden unter an-deren auch feſtgenommen der Malermeiſter Leh-
mann und der Wirt des Reſtaurants „Gute Quelle“.
Beide gehören als Stadtv. der U. S. P. an. Die „Gute
Quelle“ iſt das Vereinslokal der U. S. P.

Könnern. Stadtverordneten ſitzung. Vor Eintritt
in die Tagesordnung ſtellte Stadtverordneter Göhre eine Anfrage
an den Bürgermeiſter, wer ihm das Recht eingeräumt hätte, ohne
Wiſſen und Beſchluß der Stadtverordnetenſitzung, den ſtädtiſchen
Beamten 25 Prozent Teuerungszulage auszuzahlen. Die Ant-
wort gab Bürgermeiſter Twinhaus-Wiele in der üblichen
Redeweiſe, indem er erklärte, daß die Beamten zu ihm gekommen
ſeien und gebeten hätten, die 25 Prozent auszuzahlen. Da das
Geſetz es vorſchreibe, habe er auch nicht mehr gezaudert, das Geld
auszuzahlen. Der Stadtverordnetenvorſteher legte ſchärfſten Pro
teſt ein gegen die Geſchäftsführung des Magiſtrats und drohte
mit Amtsniederlegung, wenn die Beſchlüſſe der Stadtverordneten-
ſitzung auf derartige Weiſe hintergangen würden. Auf Antrag
Peter (U. S.) wurde beſchloſſen, daß die Gehälter in der bisherigen
Form gezahl werden, bis ein anderer Beſchluß der Stadtverord-
netenſitzung herbeigeführt wird. Die Beteiligung an den Aktien
der Kleinbahn Könnern--Rothenburg wurde einſtimmig abge
lehnt. Ein Dringlichkeitsantrag von hieſigen Wohnungsſuchenden
fordert den Rücktritt der Wohnungskommiſſion. Stadtv. Peter
(U. S.) macht der Kommiſſion ſchwere Vorwürfe, geſteht aber auch
ein, daß ſeine Partei die Wohnungsnot nicht beſeitigen könne.
Darauf wurde der U, S. P.-Fraktion anheimgegeben, wieder prak-
tiſche Arbeit in den Kommiſſionen mit zu leiſten, dies wurde aber
abgelehnt. Bei der Abſtimmung wurde der Kommiſſion gegen
die Stimmen der U. S. P. das Vertrauen wieder ausgeſpkogſen.
Sodann wurde zur Tagesordnung übergegangen. Die Leichen-
und ſtödtiſchen Fuhren wurden Herrn Kalteihborn übergeben.
Der AktienMalzfabrik ein Stück des Lebendorfer Weges auf fünf
Jahre mit Kjährl. Kündigung zum Preiſe von 50 M. jehr'ich ver-
pachtet. Tie Grundſteuer wurde mit einem Aenderungsantrag der
U. S. P. nach, der Vorlage angenommen, b tfrls die Gewerbe
ſteuer nach Aländerungsantrag Neubert nah der Vorlage. Da
gegen entſpein ſich bei der gemeindlichen Beſte uerung des reichs-
freien Eintommens eine lebhafte Debatte. Dazu war eine Reſo-
lutien der Ortegruppe des Reichsbundes für Kriegsbeſchädgte,
Kriegsteilnehmer und -Hinterbliebene eingegangen, welche gegen
die Veſteuerung der Renten-Hinterbliebenenbezüge ſchärfſten Pro-
teſft einlegte. Der Antrag Peter I. S.), unterſtützt vom Stadtv.
Ettelt (S. V. D.), das ein Einkommen bis 10 000 M. ſteuer-
frei bleiben ſoll, wurde mit 10 Stimmen angenommen. Für den
Beigeordneten wird eine monatliche Entſchädigung von 300 M.
mit 13 Stimmen beſchloſſen.

Merſeburg. Ein Kindesmord? Geſtern nachmittag iſt
im hinteren Teile des Gotthardtteiches die Leiche eines etwa vier
Wochen alten Kindes gefunden worden. Die Mutter konnte noch
nicht ermittelt werden.

Weißenfels. Ferienwanderungen. Ein durchaus
prachtvolles Wander- und Ferienwetter begünſtigte die Veran-
ſtaltung, zu der ſich von vornherein durch Umfrage in den Schulen
insgefamt 1323 Kinder angemeldet hatten. Wiewohl zu erwarten
war, daß viele der gemeldeten Kinder nicht wandern würden,
war die Beteiligung der Kinder doch eine ſehr ſtarke und blieb
trotz Aehrenleſen, Schwimmen, Sportbetätigung uſw., die ja für
die Geſundheit der Kinder mindeſtens ebenſo wertvoll wie wan-
dern ſind, und allerlei Feſten (Jahrmarkt uſw.) bis zu dem Ende
ver Ferien ſehr rege. Es freut uns berichten zu können, daß die
Beteiligung folgende war: 1. Woche: Wandern 1827 Kinder,
Spiele 328 Kinder, zuſammen 2185 Kinder; 2. Woche: Wandern
676 Kinder, Spiele 473 Kinder, zufammen 1149 Kinder; 3. Woche:
Wandern 592 Kinder, Spiele 516 Kinder, zuſammen 1108 Kinder;
4. Woche Wandern 478 Kinder, Spiele 405 Kinder, zuſammen
883 Kinder; insgeſamt: Wandern 3573 Kinder, Spiele 1722 Kin-
der, zuſammen 5295 Kinder. Dieſe Ziffern ſind erreicht an
20 Wandertagen und 24 Spieltagen unter 22 Führern des Ver-
eins Wohlfahrt, 6 außzenſtehenden Führern und 15 Führerinnen
der ſtädtiſchen Kinderſchutzkommiſſion, die wie auch der Verein
Wohlfahrt noch eine ganze Reihe Hilfsführer und Vertreter ſtellte.
Da nun zahlreiche Eltern und Kinder die Fortſetzung der Wande
rungen und Spiele wünſchen, ſind in der letzten Führerſitzung am
Sonnabend die Führer und die Vertreter des Vereins Wohlfahrt
übereingekommen, den Mittwoch jeder Wocher als Wander und

Ernſt der Lage macht es i der Ge oſſin und 3 Genjeder Genoſſt jedem Genou Pflicht, für dieſe Verſammlung rege Propaganda zu machen. Der Vorſtand

Die Kinder ahſo, die weiter wande
ollen und wollen, verſammeln ſich vor den Höfen ihrer Schule
nicht wie jetzt in ven letzten en nur vor Neuſtadtſchule u
Bürgerſchule. Die Spiele finden, die Erlaubnis der Herren Schr
leſter bezw. des Magiſtrats vorausgefetzt, auf dem Hofe der Be
ſchule, im Bad und auf dem Legenhausſpielplatz auf dem Kuge
berge ſtatt. Die Wander und Spielzeiten ſind dieſelben wie bi
her. Führer ſind den Veranſtaltern auch diesmal willkomm
wenn ſie den Veranſtaltern perſönlich bekannt ſind.

Alles in allem genommen. kann die
Kinder immerhin wertvolle Veranſtaltung als gelungen bezeich
werden. Es ſei noch betont, daß dieſe Veranſtaltung den Kinder
des arbeitenden Volkes dienen wollte und die Veranſtalter Weiße
felſer organiſierte Arbeiter und Kleinbeamte ſind, nicht wie
neulich in einer Zuſchrift an den Volksboten hieß, „bürgerlich
Kapitaliſten.

Weißenfels. Städtiſche Fortbildungsſchul
und Arbeitgeber. Der Magiſtrat gibt bekannt: „Es
in letzter Zeit wiederholt wahrgenommen worden, daß Fort
dungsſchüler nicht in ſauberem Zuſtande und nicht in reinlich
Kleidung zur Schule kommen. Dies iſt wohl in der Hauptſag
darauf zurückzuführen, daß ſie von ihren Arbeitgebern nicht reqh
zeitig nach Hauſe geſchickt werden. Wir machen gemäß 8 7 de
Ortsſatzung, betreffend die Gewerbliche Fortbildungsſchule, di
Arbeitgeber darauf aufmerkſam, daß ſie die zum Beſuche der For
bildungsſchule Verpflichteten ſo zeitig von der Arbeit zu entlaſ
haben, daß ſie rechtzeitig ſowie gereinigt und umgekleidet
Unterricht erſcheinen können. Zuwiderhandlungen find ſtrafbar.

g, Diebiſche Koſtgänger. Jrn eineuſe in der Bahnhofſtraße werden verſchiedene Foſtgänger
lten, die am Bagger arbeiten. Jn den letzten Tagen ſiy

einigen Koſtgängern verſchiedene Wertgegenſtände, u. a. zu
Herrenuhren im Werte von 600,00 Mark und bares Geld v
250,00 Mark geſtohlen worden. Als Diebe wurden ermittelt dArbeiter Kürſchner und Ebert, die mit in dem Haushalte a
Koſtgänger untergebracht find. Die Sachen haben in eine
Schranke gelegen, der von den Tätern, die ſich krank gemehs
und zu Hauſe geblieben waren, erbrochen worden iſt. Beide müſſe
berüchtigte Diebe ſein, denn es wurden bei ihnen noch gerichtlich
Anklagen vorgefunden, nach denen beide auch an anderen Stell
erhebliche Diebſtähle zur Ausſührung gebracht haben. Die beid
ſauberen Stubengenoſſen ſind dingſeſt gemacht worden,

Naumburg. Eine U. S. P.-Säule wankt. Hier hat
ſeit der Revolution der U. S. P.-Held Heinrich das große Wot
Jm Kampfe gegen die S. P. D. ſchwang er fürchterliche Rede
Es könnte ein ganzer Band von Schmähreden zuſammengeſtel
werden, die der ſtarke Mann, den die U. S. P.-Leute vergöttert
gegen die f S. P. D. losließ. Mit einem Male wurde es re
ſtill und dann ganz ſtill. Heinrich war erledigt war fü
Naumburg politiſch tot und ſteht nicht wieder auf. Jn der U. S.
betretenes Schweigen und auf Anfragen erwidern die U. S.
Leute im Flüſterton, ſich dabei ängſtlich umſehend: „IJch will di
im Vertrauen ſagen: „Es ſtimmt etwas nicht.“

Stendal. Gefangenenſtreik. Jm Gefangenenſager z
Salzwedel war ein Streik ausgebrochen, der nach faſt einwöchige
Dauer beigelegt worden iſt. Die Gefangenen verlangten Selhf
verwaltung, Uebergabe der Bekleidungskammern und der Bäckere
ferner freien Ausgang, Aufhebung der Kontrolle und noch ander
Jn Verhandlungen zwiſchen Lagerdirektion, ruſſiſchen Komite
mitgliedern, einer Kommiſſion aus Berlin und einigen Lag
r wurden den Gefangenen kleinere Zugeſtändniſſe g
macht.
Arbeit wurde darauf wieder aufgenommen.

Axs ler Well.
Chineſiſcher Lüttwitz.

Wie aus Peking gemeldet wird, iſt General Tſchang-tſoſtn
der Generalgouverneur der Mandſchurei, am 4. Auguſt in Pekin
an der Spitze einer Abteilung Reiterei eingetroffen.Die ehemalige Dynaſtie Jat ſich ſchon letzthin opfermutig h

reit erklärt, den „Sohn des Himmels“ wieder auf den Thron
ſetzen. Vielleicht bedeute der Einzug des Generals das Ende de
nordchineſiſchen Republik. Die ndſchurei war immer der real
re Teil des Reiches; die Mandſchu waren ja die Her
cherkaſte.

Leipzig. Von einer Räuberbande ermordet
Vier maskierte Räuber drangen nachts in das Berggaſthaus i
Hohenſtein-Ernſtthal ein und verlangten unter Vorhalten vo
Revolvern von den anweſenden Gäſten Geld und Wertſachen. 2
Vorſitzende des Erzgebirgiſchen Vereins, Stadtrat Ebersbach, de
der Forderung nicht nachkam, wurde von den Räubern dure
mehrere Schüſſe getötet. Die Räuber flüchteten alsann.

Leipzig. Die Meldungen zur Meſſe. Zu der vo
15. bis 21. Auguſt ſtattfindenden techniſchen Meſſe und zu der al
gemeinen Muſtermeſſe vom 29. Auguſt bis zum 4. September habe
fich bis jetzt 12 500 Ausſtellerfirmen angemeldet. Das ſind 20
Firmen mehr als zu der entſprechenden Zeit der Frühjahrsme

Saargemünd, 11. Auguſt. Schlagende Wetter. Gefe
abend wurden in einem Bergwerk von Merlebach durch eine
ploſion ſchlagender Wetter zwei deutſche Bergarbeiter getötet u
mehrere andere verletzt.

Wiltſchaftlihes.
Preisabbau durch gewerfkſchaftliche Selbſthilfe.

Der Ortsausſchuß Groß- Hamburg S. A. D. F. und das Or
lartell der A. S. A. hat nun unter Hinzuziehung des Arbeiterrat
und im Einvernehmen mit den wirtſchaftlichen Zielen der S
triebsräte in Groß Hamburg beſchloſſen, hinſichtlich des Preisch
baues zur Selbſthilfe zu greifen. Die genannten Körperſchaft:
ſind der Meinung, daß die bisher von den Regierungen gegebene
Erklärungen nur als platoniſche Liebeserklärungen aufzufaſe
ſind, mit denen den Konſumenten abſolut nichts geholfen wir
Sie ſollen nun ſelbſt für entſprechenden Abbau der Preiſe Sole
tragen. Um das zu erzielen, iſt eine Verſorgung der freigewet
ſchaftlich organiſierten Arbeitnehmer mit billigen Lebensmittel
und Bedarfsgegenſtänden von dieſen Organiſationen in Ausſh
genommen. Dabei ſoll der Vertrieh der Waren unter Ausſchl!
des Zwiſchenhandels vorgenommen werden und zwar ſollen d
Zwiſchenhandelsgewinne den Konſumenten zugute kommen. M
gedenkt dabei um 25 bis 30 Prozent billiger als durch den Zwiſche
handel die Ware liefern zu können. Die Organiſationen habe
bereits mit namhaften Fabriken Fühlung genommen, und
ſchweben Verhandlungen, um die freigewerkſchaftlich organißen
Bevölkerung im Wirtſchaftsgebiet Groß- Hamburg in erſter Lin
namentlich mit Kleidungsſtücken, Schuhwerk und Fett zu verſorg

R

Spieltag vekzubehalten.

an SVerſammlungs Kalender
7 „Spa Genf Moskau über dieſe ThemeWeißen els. wird der Gen. Prof. Dr. Waentig-Halle ar

freitag, den 13. d. Mts. abends 8 Uhr in „Schrulann's Garten
einer öffentlichen Volksverſammlung der S. P. D. ſprechen

rbeiter, Beamte, Angeſlellte, Bürgerliche und Intellektuelle
n welcher Parteirichtung, werden freundlichſt eingeladen.

oſſe

für die Geſundheit de

Die weitgehenden Forderungen wurden abgelehnt.
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